Sitzung des Stadtrates am 25.06.2012, Nr. 15
offentlich

Bebauungsplan Nr. 616 "Zentrum Pfingstweide" - Satzungsbeschluss

KSD 20123964

ANTRAG
nach der einstimmig ausgesprochenen Empfehlung des Bau- und Grundstlicksausschusses
vom 18.06.2012:
Der Stadtrat mdge wie folgt beschliel3en:

1. Die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Anregungen werden, soweit sie in der
Planung keine Beriicksichtigung gefunden haben, zurliickgewiesen.

2. Der Bebauungsplan Nr. 616 ,Zentrum Pfingstweide“ wird gemaR §10 (1) BauGB als

Satzung beschlossen. Bestandteil dieser Satzung sind die gemaf §88 LBauO getrof-
fenen Festsetzungen zu den Ortlichen Bauvorschriften
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Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Prepress-Drucke erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in CMYK konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
CMYK-Werte für kalibrierte CMYK-Farbräume beibehalten: Ja
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Ja
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Ja
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


Erlauterung zum Sachstand:

Das Bebauungsplanverfahren dient der planungsrechtlichen Vorbereitung und Steuerung
zum Zwecke der Neuordnung und Wiederbebauung des Gesamtareals.

Da das Gesamtkonzept nicht nur Grundstiicke der LUWOGE Uberplant, sondern auch 6ffent-
liche Verkehrsflachen der Stadt neu organisiert und in Teilen der Baulandnutzung zufihrt,
kann der Bebauungsplan nicht ohne eine Grundstticksneuordnung vollzogen werden. Dies
soll nicht auf dem Wege eines 6ffentlich rechtlichen Umlegungsverfahrens geschehen, son-
dern durch privatrechtliche Regelungen.

Um eine Grundlage fir alle weiteren Aktivitaten zu haben, hat die Stadt mit der LUWOGE
begleitend zum Bebauungsplanverfahren einen Letter of Intent vereinbart. Darin ist die be-
absichtigte Vorgehensweise beschrieben:

Die Stadt erstellt einen Bebauungsplan und definiert die kinftigen Bauflachen und o6ffentli-
chen Verkehrsflachen neu

Die LUWOGE stellt die neue ErschlieBung fir das Gesamtgebiet her und Ubertragt die 6f-
fentlichen Verkehrsflachen nach Herstellung an die Stadt.

LUWOGE erwirbt die neu gewonnenen Nettobauflachen der Stadt zum tatsachlichen Bo-
denwert, abziglich des tatsachlichen Erschlielungskostenanteils.

LUWOGE veraulRert die Bauflachen in Abschnitten an den Bautrager

Der vorliegende Bebauungsplan soll als Angebotsbebauungsplan beschlossen werden. Dies
bedeutet, dass der Vollzug des Planes nicht an einen bestimmten Bautrager gebunden ist.
Da die LUWOGE mit Dorsch&Kobler Wohnbau (D&K) einen Bautrager hat, der das gesamte
Gebiet sukzessive entwickeln mdchte, soll begleitend zum Bebauungsplan ein stadtebauli-
cher Vertrag geschlossen werden, der die Umsetzung des Konzeptes von D&K verbindlich
regelt.

Die Modalitaten zur VerauRerung werden in Grundstiickskaufvertragen mit LUWOGE und
GAG (Stellplatznachweis Gesundheitszentrum) geregelt. Zur Sicherung der ErschlieRung

wird ein ErschlieBungsvertrag zwischen Stadt und LUWOGE geschlossen. Beide Vertrage
kénnen nach Satzungsbeschluss gefasst werden.
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BEGRUNDUNG

Verfahrensstand Satzungsbeschluss gem. §10(1) BauGB
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VERFAHREN

Ubersicht der Verfahrensschritte

Verfahrensschritt Datum
Information/Anhérung Ortsbeirat Oggersheim gem. §75 (2) Ge-| 04.06.2007
mO am 23.01.2012
Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 02.07.2007
Ortstibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im 11.07.2007
Amtsblatt 49/2007 am T
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Be- 06.02.2012
lange (gem. § 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom T
Offenlagebeschluss am 05.03.2012
Ortsubliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt 28.03.2012
25/2012 am
05.04.
Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom bis
07.05.2012
Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am 25.06.2012

Anmerkungen zum Verfahren

Das Verfahren wird gemaf §13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durchge-
fuhrt. Der Geltungsbereich umfasst eine Gesamtflache von ca. 20.000 m2.

Voraussetzung fur die Anwendung des §13a ist, dass es sich um einen Plan der Innenent-
wicklung handelt und die zulassige Grundflache von 20.000m? gemal §19 (2) BauNVO nicht
Uberschritten wird. Es werden also nur tatsachlich bebaubare Flachen angerechnet. Beide
Kriterien treffen auf den Bebauungsplan zu, da es sich um eine Uberplanung des bestehen-
den Zentrums handelt und sich die Uberbaubare Grundflache Uber 0,6 der Gesamtflache
nicht hinausbewegen wird.

In einem ersten Teilabschnitt wurde 2008 bereits der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr.
616a ,Gesundheitszentrum Pfingstweide“ mit einer Gesamtflache von ca. 2300 m? zur
Rechtskraft gebracht.

Im nachsten Schritt soll nun die verbleibende Flache lberplant werden. Dementsprechend
reduziert sich der Geltungsbereich um das Teilstlick des Gesundheitszentrums. An anderer
Stelle muss der Geltungsbereich gegenuber dem Aufstellungsbeschluss etwas erweitert
werden, um alle von der Uberplanung betroffenen Verkehrsflachen einzubinden.

Das Verfahren beschrankt sich auf die reguldren Beteiligungen der Offentlichkeit und Behor-
den gemaf §3(2) und §4(2) BauGB. Im beschleunigten Verfahren wird auf friihzeitige Unter-
richtungen der Offentlichkeit und Behérden ebenso wie auf die Durchfiihrung einer Umwelt-
prufung verzichtet.
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ALLGEMEINES

Rechtsgrundlagen
Stand 02.11.2011

Baunutzungsverordnung

(BauNVvO)

vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132),

zuletzt geadndert durch Art. 3 G vom 22.04.1993
(BGBI. | S. 466)

Planzeichenverordnung 1990

(PlanzV 90)
vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58)
zuletzt gedndert durch Art. 2 G v 22.07.2011 (BGBI | S. 1509)

Bundes-Bodenschutzgesetz
(BBodSchG)
vom 17.03.1998 (BGBI. | 1998 S. 502, 2001 S. 2331),

zuletzt gedndert durch Art. 3 G vom 09.12.2004
(BGBI. | S. 3214)

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung

(BBodSchV)

vom 12.07.1999 (BGBI. | 1999 S. 1554),

zuletzt geadndert durch Art. 16 G vom 31.07.2009
(BGBI. | S. 2585)

Bundesnaturschutzgesetz

(BNatSchG)
vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542),
zuletzt geadndert durch Art. 2 G v. 6.10.2011 (BGBI. | S. 1986)

Bundesimmissionsschutzgesetz
(BImSchG)

vom 26.09.2002 (BGBI. | S. 3830),

zuletzt gedndert durch Art. 2 G v. 21.07.2011 (BGBI. | S. 1475)
Baugesetzbuch

(BauGB)

vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414),

zuletzt geandert durch Art. 1 G vom 22.07.2011
(BGBI. I S. 1509)

Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung

(UVPG)
Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010

(BGBI. 1 S. 94)

zuletzt geandert durch Art. 6 G v 28.07.2011 (BGBI. | S. 1690)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts

(WHG)
vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585)
zuletzt geadndert durch Art. 1 G v. 06.10.2011 (BGBI. | S. 1986)

Denkmalschutzgesetz

(DSchG)
vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159),
zuletzt gedndert durch Art. 2 G vom 28.09.2010 (GVBI. S. 301)

Gemeindeordnung

(GemO)

vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153),

zuletzt mehrfach gedndert durch Art. 11 G vom 28.09.2010
(GVBI. S. 280)

Landesabfallwirtschaftsgesetz

(LABfWG)
vom 02.04.1998 (GVBI. S. 97),

zuletzt geandert durch das Gesetz vom 27.10.2009
(GVBI. S. 358)

Landesbauordnung

(LBauO)

vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365, BS 213-1),

§§ 64, 66, 87 zuletzt gedndert durch § 47 des Gesetzes vom
09.03.2011 (GVBI. S. 47)

Landeswassergesetz

(LWG)
vom 22.01.2004 (GVBI. 2004 S. 54),

§ 110 geandert durch § 52 des Gesetzes vom 09.03.2011
(GVBI. S. 47)

Landesbodenschutzgesetz

(LBodSchG)

vom 25.07.2005 (GVBI. S. 302)

zuletzt geadndert durch Art. 7 G vom 27.10.2009
(GVBI. S. 358)

Landesnaturschutzgesetz

(LNatSchG)
vom 28.09.2005 (GVBI. S. 387)
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Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem beigefiigten Lageplan und

wird begrenzt:

im Norden durch eine Teilflache des Londoner Rings
im Osten durch das Einkaufszentrum, bzw. das Gesundheitszentrum
im Siden durch die stidliche Grundstlicksgrenze des Dr.-Hans-Wolf-Platzes bzw. der ehe-

maligen Wendeschleife

im Westen durch den westlichen Rand der Parkstdnde am Londoner Ring
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[
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[11 Flachennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Ludwigshafen 1999

[2] Regionaler Raumordungsplan Rheinpfalz 2004, Mannheim 2004

[3] Regionaler Raumordungsplan Rheinpfalz 2004, 1. Teilfortschreibung Plankapitel 4.2.2
Dienstleistungen, Handel, Mannheim 2004

[4] Konzepte zur Stadtentwicklung K1/03 Einzelhandelskonzeption, Ludwigshafen 2003

[5] Entwurf Stadtisches Einzelhandelskonzept
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PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSATZE

Planungsanlass/stadtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB

Die Wohnungsbaugesellschaft der BASF (LUWOGE) hat ihren Wohnungsbestand Londoner
Ring 7-17 vollstandig abgerissen und die Flachen zur Wiederbebauung vorbereitet.

Damit verbunden ist ein erheblicher Eingriff in das vorhandene stadtische Geflige mit zahl-
reichen Auswirkungen auf raumliche und funktionale Zusammenhange auch Uber die Grund-
stlicke der LUWOGE hinaus.

Die Uberlegungen zur angestrebten Nachnutzung schlieRen auRerdem stadtische Grund-
stiicksteile in den Randbereichen ein, so z.B. am Londoner Ring und im Bereich der Bus-
wendeschleife und an Teilen des Dr.-Hans-Wolf-Platzes.

Insofern es sich bei einigen dieser Flachen um offentlich gewidmete Verkehrsflachen han-
delt, ist eine férmliche Entwidmung anhand des Bebauungsplanverfahrens Voraussetzung
fur eine anderweitige Nutzung. Andererseits ist eine abschlieende Entscheidung zu treffen,
welche der durch den Abriss frei gewordenen privaten Flachen kinftig einer Widmung als
offentlicher Verkehrsflache zu unterziehen sind.

Zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses wurde ein Teil der Flache auf der Rechtsgrundlage
des §34 BauGB mit einem Lebensmittelmarkt bebaut. Dies erfolgte im Vorgriff auf eine ab-
schlieBende Uberplanung und wurde durch einen stadtebaulichen Vertrag flankiert.

Ein Bebauungsplan ist vor dem Hintergrund der Steuerung der zukinftigen Nutzungsart und
-dichte im Zentrum der Pfingstweide das sinnvoliste Instrument. Das stadtebauliche Erfor-
dernis fur die Aufstellung ergibt sich aus den verflochtenen Sachzusammenhangen und der
hohen gebietsiibergreifenden Bedeutung.

Planungsziele und —grundsatze

Es ist beabsichtigt, die durch den Abriss frei geraumten Flachen, soweit nicht bereits ge-
schehen, einer neuen Bebauung zuzufuhren, die zur Aufwertung des Zentrums beitragen
soll.

Im Kern geht es um ein Mischkonzept von Einfamilienhausbebauung, Mehrfamilienhausbe-
bauung und einem kompakten Lebensmittelmarkt, der der Versorgung des Stadtteils dient.

Zu den Zielen gehort im Einzelnen:

Einbindung der Bebauung in die vorhandenen topographischen Verhaltnisse

Wahrung der FuRwegebeziehungen und Einbindung in das FuBwegenetz der Pfingstweide

Fassung und Gliederung des Dr.-Hans-Wolf-Platzes

Starkung der Nahversorgungsfunktion des bestehenden Einkaufszentrums

Schaffung eines neuen attraktiven und zeitgemalken Wohnraumangebotes

Schaffung sensibler Ubergénge zwischen Wohnnutzung, Gesundheitszentrum und Einzel-
handel

Bericksichtigung der Zukunftsoption Stadtbahn

VERHALTNIS ZUR UBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG

Regional- und Landesplanung

Im Regionalen Raumordnungsplan ist die Flache als Siedlungsflache Wohnen im Bestand
dargestellt. Die Planung widerspricht nicht den Zielen und Grundsatzen der Regionalpla-
nung.

Flachennutzungsplanung

Im Flachennutzungsplan ist die Flache als Wohnbauflache dargestellt. Erganzt ist diese Dar-
stellung durch eine geplante Stralienbahnlinie.
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Da die Entwicklung einer Wohnbebauung als eines der Ziele des Bebauungsplanes, die Er-
haltung der Option Stralkenbahnendhaltestelle als ein weiteres benannt wird, ist der Bebau-
ungsplan aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

Informelle Planungen

In der Einzelhandelskonzeption 2003 der Stadt Ludwigshafen ist der Bereich als Stadtteil-
zentrum im Bestand ausgewiesen. Ziel der Stadt ist es die Stadtteilzentren zu stabilisieren
und dabei das Nebeneinander von Einkaufen, Dienstleistung, Kultur, Freizeit und Wohnen zu
fordern.

Die im Kapitel 3.2. formulierten Planungsziele folgen den Empfehlungen der stadtischen Ein-
zelhandelskonzeption und sollen zu deren Umsetzung beitragen.

Rechtskraftige Bebauungsplane

Ein rechtskraftiger Bebauungsplan liegt fur den gesamten Geltungsbereich nicht vor. Das
Gebiet ist nach §34 BauGB als Innenbereich zu beurteilen.

BEGRUNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN

Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Festgesetzt wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA), da im Zentrum ein neues Wohnquartier
entstehen soll. Dabei wird von den Méglichkeiten der inneren Gliederung des WA-Gebietes
Gebrauch gemacht. Wahrend nach Westen zu den benachbarten Wohnquartieren hin die
Wohnfunktion dominieren soll (WA1, WA2 und WA4), gibt es nach Osten hin (WA3), im An-
schluss zum Hans-Wolf-Platz und dem benachbarten Einkaufzentrum die Mdglichkeit, Ein-
zelhandel auch ohne eine dominierende Wohnnutzung umzusetzen. Die Zulassigkeit steht
unter dem Vorbehalt, dass der Einzelhandel der Nahversorgung des Stadtteils dient und
1200 m? Geschossflache im Sinne der Grol¥flachigkeit nicht tberschreitet.

Mit dieser Festsetzung wird ein bereits vorab genehmigter und errichteter Lebensmittelmarkt
Uberplant. Sie erlaubt eine Starkung der Nahversorgungsfunktion im Zentrum und stellt zu-
gleich einen Puffer zwischen der dominierenden Wohnbebauung im Westen und dem Ein-
kaufszentrum im Osten dar. Auch Wohnbebauung ist in diesem Bereich zulassig, dann aber
nur in den Obergeschossen. Der Hans-Wolf-Platz soll durch die 6ffentliche Nutzung der Erd-
geschosszone zuséatzlich belebt und als Stadtteilzentrum gestarkt werden.

Der bestehende Lebensmittelmarkt ist mit dieser Festsetzung in seinem Bestand gesichert.

In den Gebieten WA2 und WA4 sind erganzende Nutzungen wie kleinere Laden, Schank-
und Speisewirtschaften und nicht stérende Gewerbebetriebe und Anlagen fir kirchliche, kul-
turelle, soziale und gesundheitliche Zwecke ausnahmsweise zulassig, wenn sie sich dem
Wohnen unterordnen und der Versorgung des Gebietes dienen. Die zentrale Lage und hdhe-
re bauliche Ausnutzbarkeit in diesen WA-Gebieten rechtfertigen ergdnzende Nutzungen zum
Wohnen. An zentralen Fu3gangerachsen gelegen kdnnten solche Nutzungen den Zentrali-
tatscharakter des Wohngebietes unterstreichen ohne die Wohnqualitat zu beeintrachtigen.

Vorrangiges Ziel bleibt aber das Angebot von Wohnraum und die Starkung der Nahversor-
gungssituation im Sinne des stadtischen Einzelhandelskonzeptes.
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Mald der baulichen Nutzung

Die festgesetzte GRZ und GFZ richtet sich nach den vorgegebenen Obergrenzen der BauN-
VO. Ein hohes Maf} an Dichte Iasst sich durch die zentrale Lage des Gebietes nachvollzieh-
bar begriinden. Weil ein ausreichender Stellplatznachweis gerade in verdichteten Quartieren
unabdingbar ist, um Stellplatzprobleme im 6ffentlichen Verkehrsraum zu vermeiden, werden
fur Wohnnutzungen Stellplatze, Garagen und Zufahrten bei der Ermittlung der GRZ ausge-
nommen.

Die Festsetzung maximaler First- und Traufhéhen soll sicherstellen, dass sich die Héhen-
entwicklung ins Umfeld einflgt, bzw. eine vermitteinde Wirkung entfaltet, da die Héhen im
naheren Umfeld variieren zwischen eingeschossig im Bereich der Einfamilienhduser an der
Amsterdamer Strale und achtgeschossig bei den Punkthausern der GAG am Londoner
Ring. Dies erklart auch, warum in WA4 vier Vollgeschosse zulassig sind, in WA1 und WA2
nur drei Vollgeschosse.

Im WABS richtet sich die maximale Firsthéhe in der Erdgeschosszone an den Hohen des be-
nachbarten Einkaufszentrums aus. Zurlickgesetzt ist eine héhere Bebauung bis 15m zulas-
sig. Damit soll die Moglichkeit eingeraumt werden Uber einer Geschéftszone im Erdgeschoss
noch weitere Nutzungen anzusiedeln.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung baulicher Anlagen

Festgesetzt ist die offene Bauweise. Zulassig sind Einzelhduser, Doppelhauser und Haus-
gruppen. Damit bietet sich eine Vielzahl von Gestaltungsmadglichkeiten. Lage und Zuschnitt
der Baufenster schranken diese Gestaltungsspielraume wieder etwas ein. Sie flankieren das
zugrunde gelegte Erschlielungskonzept, sorgen flir raumbildende Gebaudeausrichtungen
und sichern Abstande zwischen den Baufeldern.

Vergleichsweise gestaltungsoffen ist das durchgangige Baufenster zwischen WA1 und WA2.
Zwar sieht die stadtebauliche Grundkonzeption dort eine innere ErschlieRung und MFH-
Bebauung im Osten kombiniert mit einer Doppelhausbebauung im Westen vor. Allerdings
waren auch andere Losungsansatze ohne innere ErschlielBung, z.B. mit Tiefgarage grund-
satzlich denkbar.

In WA3 zwingt eine Baulinie zum Bau auf die Grenze. Daran schlie3t der Geltungsbereich
des BP Nr.629 ,Einkaufszentrum Pfingstweide“ an, der ebenso Grenzbebauung vorgibt. Da-
durch wird sichergestellt, dass die heute noch vorhandene Liicke zwischen Lebensmittel-
markt und Einkaufszentrum baulich geschlossen werden kann.

Das Baufenster in WA3 ist an das Einkaufzentrum herangerickt und Gberdeckt im Wesentli-
chen den vorhandenen Lebensmittelmarkt. Fir potenzielle zukinftige Anforderungen sind
kleinere bauliche Erweiterungsspielraume vorhanden. Der grof3e Anteil nicht GUberbaubarer
Freiflache sichert den Abstand zu den Wohnschwerpunkten im WA und bietet Raum fir
Stellplatze.

Grundstlicksgréen; Anzahl der Wohnungen in Wohngebauden

Fir die Grundsticke wird eine MindestgroRe von 170 m? und eine Mindestbreite von 6m
festgelegt. Damit ist sichergestellt, dass fir Reihenmittelhauser ein Mindestachsmaf von 6m
eingehalten werden muss. Zudem ist gewahrleistet, dass die Grundstlickstiefe in einem ge-
bundenen Verhaltnis zur Hausbreite steht und unabhangig von der GRZ-Gesamtbilanz im-
mer ein angemessener Freiflachenanteil umgesetzt wird.

In WA1 wird die Anzahl der Wohneinheiten auf eine WE je Gebaude beschrankt, da es dort
vordringliches Ziel ist Einfamilienhduser zu errichten. Andererseits ist die Wohnlage in ho-
hem Male fur Bewohner mit eingeschrankter Mobilitdt geeignet. Ein weiteres Ziel des BP ist
es darum barrierefreien Wohnraum zu schaffen. Ausnahmsweise kénnen darum zusatzliche
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Wohneinheiten zugelassen werden, wenn diese barrierefrei sind. Dies kénnte z.B. flr eine
Einliegerwohnung als Altenteiler interessant sein.

Verkehrsflachen

Zur Umsetzung des Bebauungskonzeptes missen Anpassungen an der vorhandenen Er-
schlieRung vorgenommen werden.

Die Haupterschliefung des Gebietes erfolgt Uber den Londoner Ring und die Amsterdamer
Stralle.

ZufahrtsstralRen

Als offentliche Zufahrt zum Gebiet dienen die verlangerte Amsterdamer Strale und eine
Stichstralle vom Londoner Ring. Sollten in Abhangigkeit vom Konzept weitere Erschlie-
Rungsstralien notwendig werden, so sind diese als Privatwege herzustellen.

Die restlichen Fragmente der Wendeschleife sind zuriickzubauen. Stattdessen wird die Ams-
terdamer Stral’e mit einem Fahrbahnquerschnitt von 6m fortgeflihrt. Zusatzliche Verkehrsfla-
che ergibt sich dort aus der Optionsflache fir die Strallenbahnhaltestelle (siehe dort).

Uber die Amsterdamer StralRe wird auch die Anbindung an das Gesundheitszentrum mit sei-
nen Stellplatzen gewahrleistet.

Eine weitere ErschlieBungsachse stellt die Planstralie A dar. Sie hat als Mischverkehrsflache
die Doppelfunktion eines barrierefreien Zuweges (siehe unten) und einer Wohnstrafe fir die
angrenzende Bebauung. Die Breite von sechs Metern ergibt sich aus der Notwendigkeit tber
diesen Zuweg senkrechte Stellplatze anzufahren. Aufierdem schafft sie Komfort fir Begeg-
nungsfalle und Distanz zur Stellplatzanlage des Lebensmittelmarktes. Obwohl es eine Stich-
stralBe ist, also keine Durchfahrtsmdglichkeit zum Hans Wolf-Platz oder zur Amsterdamer
Stralle besteht, wird auf eine Wendeanlage verzichtet. LKW-Anfahrten werden die Ausnah-
me darstellen (z.B. Mébeltransport) und kénnen durch Ruckwartsfahrten erfolgen.
PKW-Anlieger kdnnen auf den eigenen Stellplatzen zurtickstoRen. Eine PKW-Wendeanlage
hatte den Nachteil, dass Sie Wohnbauflache verbraucht und Fremdverkehre zur Einfahrt und
zu ungeordnetem Parken verleitet.

Das Millfahrzeug muss in die Strafl3e nicht einfahren, da der Mull an zentraler Stelle zur Ab-
holung aufgestellt wird.

FulR- und Radwegeverbindungen

Der Hans-Wolf-Platz ist mit seinen angrenzenden Funktionen der zentrale Stadtteilplatz. Ei-
ne besondere Qualitat ist die gute Erreichbarkeit fir Fulganger und Radfahrer. Mit dem Er-
schlieRungskonzept soll die Funktion des Platzes als Knotenpunkt fir FuRganger und Rad-
fahrer im ganzen Stadtteil weiterhin erhalten und gestarkt werden.

Einerseits wird der Hans-Wolf-Platz gegenuber der urspriinglichen Flache gréRer. Die neue
Platzrandbebauung rickt von der Platzmitte ab, die ehemals private Bauflache wird zur 6f-
fentlichen Verkehrsflache, die sich breitflachig zum Einkaufszentrum hin 6ffnet. Andererseits
werden alte Grundstiickszuschnitte bereinigt. So befindet sich bislang eine Teilflache des
Platzes und der o6ffentlich zuganglichen Grunanlagen im Eigentum der LUWOGE.

Uber eine barrierefreie Rampe nérdlich des Gesundheitszentrums (bereits hergestellt) ge-
langt man vom Hans-Wolf-Platz in das neue Gebiet. Uber die Stichstralke A — eine Mischver-
kehrsflache - gelangt man nach Norden.

Mit dem FuBweg B wird eine gewachsene FuBwegebeziehung nach Westen erneut aufge-
griffen. Sie bindet die neue Einfamilienhausbebauung optimal ans Zentrum an.

Ein weiterer Zugang fir FulRganger und Radfahrer bietet sich mit der Verlangerung der Ams-
terdamer Stral3e an, die ebenfalls als Mischverkehrsanlage hergestellt wird. Von dort ist eine
Weiterfiihrung nach Siden mdglich.
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Allen genannten Wegen kommt eine wichtige offentliche ErschlieBungsfunktion zu. Sie wer-
den daher als 6ffentliche Verkehrsflache ausgewiesen.

Entlang dem Londoner Ring 37 und 39 wird der Birgersteig angepasst. Die Lage des Bur-
gersteiges wird begradigt und auf einen Querschnitt von 2,10m reduziert. Dies ist im Hinblick
auf die dortige FuRgangerfrequenz angemessen.

Ruhender Verkehr

Verringerter Bedarf — Durch den Rickbau der Hochhauser sind 250 WE entfallen. Klnftig
sollen ca. 45 WE neu entstehen. Das entspricht einer Verringerung der baulichen Dichte um
ca. 80% die auch eine entsprechende Verringerung im Bedarf fir Besucherparkplatze erwar-
ten Iasst.

Erhohter Stellplatzschlissel — Der Stellplatzschlissel fir Wohnhauser wird von vorher 0,6 je
WE auf ca. 1,8 je WE erhdht. Damit kdnnen kinftig mehr PKW auf dem eigenen Stellplatz
abgestellt werden.

Parken am Nettomarkt — Fiir den Nettomarkt waren ca. 40 notwendige Stellplatze herzustel-
len gewesen. Ca. 60 neue Stellplatze wurden geschaffen. Das Angebot entlastet den offent-
lichen Parkraum von den Besuchern des Einkaufszentrums.

Gesundheitszentrum — Gemal stadtebaulichem Vertrag mit der GAG sind noch 6ffentlich
zuganglich zu haltende Besucherstellplatze herzustellen. Wahrend die Wendeschleife ur-
springlich keine Stellplatze beherbergte, bietet ihr Torso heute vorlaufig Platz fir ca.18 Be-
sucher-PKW. Durch die Planung wird ein dauerhaftes Angebot von ca. 20 Besucherstellplat-
zen geschaffen.

Offentlich gewidmetes Angebot — Ca. fiinf neue 6ffentlich gewidmete Stellplatze werden vor
dem Gesundheitszentrum geschaffen. 21 offentliche Stellplatze entstehen temporar, kénnten
aber beim Bau einer Endhaltestelle ganz oder teilweise verloren gehen. Im ful3laufigen Um-
feld befinden sich weitere Parkplatzangebote im o6ffentlichen Raum. Bei Bedarf kénnten in
der Amsterdamer Stral3e aufgrund der geanderten Busverkehrsflihrung zusatzliche Stellplat-
ze geschaffen werden.

Parkhaus Londoner Ring 19 - Das Parkhaus blieb nach dem Abriss vorlaufig stehen. In dem
bis zum Brand vermieteten Parkhaus waren zuletzt noch 40% der Platze belegt (38 Stellplat-
ze). Die Mieter stammten jedoch nicht aus dem nahen Umfeld, sondern Uberwiegend aus der
Wohnanlage Brisseler Ring, sidlich des Einkaufzentrums, ansonsten verteilt aus der ge-
samten Pfingstweide. Die wohnortferne Nachfrage lasst sich mit dem besonderen Angebot
von Einzelgaragenboxen erklaren.

Fir einen partiellen Ausgleich dieses verlorenen gegangenen Angebotes tragen ca. 50 Ga-
ragen bei, die von privater Seite zum Zwecke der Vermietung in der Athener Stralde neu er-
richtet wurden.

Aktuelle Beobachtungen — Nach dem Abriss der Hochhauser ist die Parkplatzbelegung in der
Sackgasse des Londoner Ringes signifikant gesunken. Eine gehaufte Belegung der Stell-
platze im Bereich der Sackgassenzufahrt in den frihen Morgenstunden legt den Schluss
nahe, dass hier eine Benutzung durch Anwohner erfolgt. Zugleich bleiben die Stellplatzan-
gebote der GAG im benachbarten Edinburger Weg unausgelastet.

Auch das Parkhaus Dubliner Strale 19 (LUWOGE) ist nach Auskunft der LUWOGE nur zu
ca. 50% ausgelastet.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Planung zwar weniger 6ffentlich gewidmete
Stellplatze vorsieht als zuvor vorhanden waren. Kompensiert wird diese Differenz allerdings
durch einen erheblich gesunkenen Bedarf, einen deutlich erhéhten Stellplatzschlissel und
zahlreiche o6ffentlich zugangliche Besucherstellplatze. Ein Stellplatzmangel ist darum nicht zu
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erwarten. Hinzu kommen 21 ,temporare* Stellplatze bis zur Nutzung der Endhaltestelle. Soll-
te der Bedarf kiinftig noch steigen, kénnte im 6ffentlichen Raum noch zusatzlicher Parkraum
geschaffen werden.
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Stellplatzbilanz innerhalb des Geltungsbereichs BP Nr. 616:

Wohnhauser Gesundheitszentrum | Nettomarkt | Stadt Gesamt
WE ST P ST P P P ST P
Vorher ca.250 | 130 28 -- -- -- 21 130 = 49
0,6/WE
Nachher | ca.45 ca.80 | -- 20 60 7+21T | 80 = 87+21T
1,8/WE
ST = privat zugeordnet oder vermietet
P = offentlich oder privat, aber 6ffentlich zuganglich
T = Temporar bis zum Wegfall durch Bau einer Endhaltestelle
Stellplatzsituation Vorher/Nachher
~ o~

“
-
1/ >
‘ ( *\ e
]

. Offentlich/ Besucher | |

— - Stellplatznachweis

Optionsflache Stralienbahnendhaltestelle

Eczichar

Die ehemalige Wendeschleife wurde bereits bei der Umsetzung des Bebauungsplan Nr.616
»Arztehaus Pfingstweide“ teilweise zuriickgebaut. lhre Funktion als potenzielle Wendeschlei-
fe fur StralBenbahnen hatte sie damit eingeblif3t. Busse werden auf anderem Wege durch die

Pfingstweide gefuhrt.

Von dem langfristigen Ziel die Pfingstweide an das Strallenbahnnetz anzuschlielten wird
gleichwohl nicht abgertickt. Die im FNP’99 dargestellte Trasse hat weiterhin Bestand. Um
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sich die Mdglichkeiten einer Endhaltestelle im Zentrum Pfingstweide offen zu halten wird im
Bebauungskonzept und im Bebauungsplan eine Optionsflache freigehalten und informell
dargestellt. Als Mal? werden hierfir 16x60m flr eine Stralenbahn mit Doppeltraktion im
Zweirichtungsverkehr zugrunde gelegt.

Eine planungsrechtliche Festsetzung zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht sinnvoll, da sowohl der
Zeitpunkt als auch die tatsachliche Streckenfiihrung heute noch offen ist.

Flachen fir Versorgungsanlagen

Im Parkhaus der LUWOGE war eine Trafostation integriert. Mit dem Abriss des Parkhauses
musste ein Ersatzstandort gefunden werden. Um in die bestehende Leitungssituation nicht
eingreifen zu missen und einen nahtlosen Ubergang schon wahrend der Abrissphase zu
ermdglichen, bot sich ein Standort unmittelbar neben dem Abbruchgebaude an. Die Flache
wird als Versorgungsflache ausgewiesen und soll in das Eigentum des Versorgers Uberge-
hen, der auch fur eine angemessene Eingriinung sorgt.

Hauptversorgungsleitungen

Im Gebiet befindet sich eine Hauptleitung der Nahwarmeversorgung die Uberwiegend unter
dem kunftigen 6ffentlichen Weg B verlauft.

Ver- und Entsorgungsleitungen die aulRerhalb 6ffentlich gewidmeter Verkehrsflachen beste-
hen oder verlegt werden missen, sind durch ein Leitungsrecht zu Gunsten der Ver- und Ent-
sorgungsunternehmen gesichert.

Grinflachen und Baumpflanzungen

Offentliche Griuinflachen sind keine festgesetzt. Die Festsetzung der privaten Griinflache im
Umgriff von WA3 ergéanzt als planungsrechtliche Absicherung die Regelungen eines stadte-
baulichen Vertrages mit dem Eigentimer des Lebensmittelmarktes. Die private Grinflache
dient der Eingriinung und optischen Abschirmung der Parkplatzanlage zu den angrenzenden
WA und dem Londoner Ring. Gleiches gilt fir die Baumpflanzungen innerhalb der privaten
Grunflache.

Weitere Baumpflanzungen sichern das Erscheinungsbild im 6ffentlichen Raum.

Ortliche Bauvorschriften
Dachgestaltung und Gebaudeharmonisierung

Das bauliche Umfeld ist von Flachdachern gepragt. Um die Neubebauung gestalterisch in
den Bestand einzubetten sind darum nur Flachdacher und flach geneigte Pultdacher zulas-
sig. Entsprechend sind Gauben und Zwerchhauser ausgeschlossen.

Um harte gestalterische Briiche zwischen aneinander angrenzenden Gebauden zu vermei-
den, sind zusammenhangende Doppelhduser und Hausgruppen in ihrer Héhenentwicklung
und Dachform aufeinander abzustimmen. Dies dirfte regemaRig unproblematisch sein, da
die Herstellung der Gebaude voraussichtlich immer in zusammenhangenden Einheiten durch
Bautrager erfolgt. Kleinere Héhenschwankungen um maximal bis zu 50cm sind dabei als
unproblematisch zu beurteilen.

Gestaltung der Stellplatze und unbebauter Grundstiicke

Die hohe bauliche Dichte flihrt erfahrungsgemal zu erhéhtem Parkdruck und zu Nutzungs-
konflikten auf unbebauten Grundstlicksteilen. Um ein ansehnliches Strallenbild zu gewahr-
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leisten, sind Regelungen insbesondere fir die Schnittstelle zwischen Privatgrundstiick und
offentliche Flache erforderlich. Dies geschieht mit den Regelungen zur Vorgartengestaltung.
Einerseits sollen je Wohneinheit im Einfamilienhaus zwei Stellplatze nachgewiesen werden,
andererseits ist es nicht gewinscht, dass die Vorgartenzone auf eine voll versiegelte und mit
Garagen Uberbaute Sammelstellplatzzone reduziert wird. Die getroffenen Regelungen stellen
sicher, dass von zwei Stellplatzen nur einer durch einen Carport Uberdacht werden kann.
Damit bleibt ausreichend Platz fur eine Pflanzflache von mind. 4m? und einen kleinkronigen
Laubbaum.

Im seitlichen Bauwich und 5m abgerickt von der 6ffentlichen Verkehrsflache sind auch Ga-
ragen moglich.

Einfriedungen, Mullabstellplatze

Die Festsetzungen dienen primar der Festlegung einer geordneten Vorgartennutzung und —
gestaltung.

Grundsticke mit einem Gartenanteil unmittelbar an der 6ffentlichen Verkehrsflache dirfen
Einfriedungen zum Zwecke des Schutzes der Privatsphare und dem Einbruchsschutz errich-
ten. Die Hohe der Einfriedung wird auf max. 1,80m begrenzt, um die Massivitat zu begren-
zen. Dem gleichen Zweck dient die Vorgabe der Eingrinung. Eine Eingrinung kann z.B.
durch einen in Hecken integrierten Zaun erfolgen, oder z.B. durch eine Mauer oder einen
Sichtschutzzaun, der zum 6ffentlichen Raum hin berankt ist. Die Begriinung muss allerdings
auf dem Privatgrundstiick wurzeln. Dies kann beispielsweise dadurch erfolgen, dass die Ein-
friedung geringfiigig von der Grundstlicksgrenze abriickt.

Ebenfalls dem Schutz der Privatsphare dient die Festsetzung, dass Sichtblenden auf der
Grundsticksgrenze bis zu 4,50m Lange auch auf3erhalb des Baufensters zulassig sind. Zu-
gleich wird die Hohe begrenzt, um nachbarliche Belange zu wahren.

Begrunung baulicher Anlagen

Aufgrund der Hohenentwicklung im Umfeld sind die Dachlandschaften von Nebenanlagen
wahrnehmbar. Die Festsetzung zur Begriinung von Flachdachern auf Nebenanlagen tragt,
neben Okologischer und klimatischer Vorziige, damit auch zu einer attraktiveren Wahrneh-
mung des Gesamtgebietes bei.

Notwendige Stellplatze

Zwar ist die Pfingstweide mit dem Bus gut angebunden, die Wohnform Einfamilienhaus rich-
tet sich allerdings an eine Zielgruppe die erfahrungsgemaf mehr als einen PKW je Haushalt
fuhrt. Der Parkraum im o&ffentlichen Verkehrsraum im Umfeld ist begrenzt. Die Planung rea-
giert darauf mit einem Stellplatzschlissel von zwei Stellplatzen je Wohneinheit im Einfamili-
enhausbereich.

Etwas anders stellt sich die Situation fur Mehrfamilienhduser und barrierefreie Einliegerwoh-
nungen dar. Hier kann von kleineren Wohnungsgréf3en und eine vorrangige Nutzung von
Singles und alteren Menschen ausgegangen werden, deren Stellplatzbedarf geringer ist.

Die Pfingstweide ist aufgrund ihrer Lage und Beschaffenheit hervorragend fir den Radver-
kehr geeignet. Um bei erhéhter baulicher Dichte barrierefreie Abstellflachen fir Fahrrader zu
sichern sind diese schon mit dem Bauantrag nachzuweisen.

Nebengebaude

Der Bedarf an ebenerdigen und von auflen zuganglichen Abstellrdumen ist gerade im Ein-
familienhausbereich erfahrungsgemal grof3. Aus gestalterischen Griinden sollen diese nicht
in Vorgarten errichtet werden. In Gartengrundstiicken, die an offentlichen Verkehrsflachen
angrenzen ist aus gleichem Grund eine Eingriinung der Nebengebaude vorzunehmen.
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Werbeanlagen

Werbeanlagen im Wohnumfeld sollen auf die Schwerpunktfunktion Wohnen und deren Be-
durfnisse Rucksicht nehmen. Insbesondere in WAS3 ergibt sich durch die Geschéaftsnutzung
im Erdgeschoss ein erhdhter Werbebedarf. Die Festsetzung flr diesen Bereich flankiert ei-
nen stadtebaulichen Vertrag mit dem Eigentiimer des Lebensmittelmarktes.

Kennzeichnungen

Bestehende Nahwarmeleitungen wurden als Kennzeichnung in den Bebauungsplan tber-
nommen. lhre Sicherung erfolgt Uber Geh-, Fahr- und Leitungsrechte, sowie uUber Grund-
dienstbarkeiten.

Hinweise

Hinweise wurden aufgenommen zu barrierefreiem Bauen, wasserrechtlichen Belangen,
Hochwasserschutz, Schutz vor Grundwasser, Baumschutz und zu DIN-Regelwerken.

WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Einzelhandel

Gemal Einzelhandelskonzept der Stadt Ludwigshafen sind zentrenrelevante Einzelhandels-
nutzungen in den Stadtteilzentren zu blndeln. Im Fortschreibungsentwurf des Einzelhan-
delskonzeptes wird das Zentrum der Pfingstweide als zentraler Versorgungsbereich einge-
stuft. Durch die Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes im Zentrum der Pfingstweide wird
das Stadtteilzentrum insgesamt gestarkt und attraktiviert. Zumal mit dem zusatzlichen Ein-
kaufsangebot auch zeitgemalfie Stellplatze in einer Ebene mit dem Einkaufsmarkt und dem
Einkaufszentrum angeboten werden. Dies wirkt einer schleichenden Entleerung des Zent-
rums entgegen.

Zugleich kénnen sich durch das Angebot Anderungen der Einkaufsstréme und Kaufkraftver-
lagerungen innerhalb des zentralen Versorgungsbereiches ergeben. Im Einzelfall kénnen
diese auch erheblich sein, sind aber im Sinne eines marktiblichen Wettbewerbes nicht zu
vermeiden, will man das Zentrum insgesamt starken.

Wohnungsmarkt

Obwohl es in der Pfingstweide vor allem in den Randbereichen zahlreiche Einfamilienhauser
gibt, dominiert doch der Geschosswohnungsbau. Mit dem neuen Wohnraumangebot im Ein-
familienhaussegment sollen vor allem junge Familien angesprochen werden. Zwar ist abzu-
sehen, dass durch einen Generationswechsel in den kommenden Jahren auch vermehrt Ein-
familienhauser aus den Randbereichen auf den Markt gelangen werden, dies kann zu Ange-
botstberschneidungen fuhren. Allerdings bietet eine geblndelte Neubautatigkeit im Zentrum
auch die Chance, die durch Geschosswohnungsbau dominierte Aufienwahrnehmung der
Pfingstweide gezielt auf die Potenziale im Einfamilienhausbereich zu lenken.

Zudem hat es sich in der Vergangenheit stets als sinnvoll erwiesen die Angebotspallette
madglichst vielseitig zu gestalten, um so unterschiedlichen Wohnbedirfnissen gerecht zu
werden.

Die Schaffung von barrierefreiem Wohnraum als erganzendes Ziel des Bebauungsplans rich-
tet sich gerade auch an die Einwohner der Pfingstweide, die sich fir den letzten Lebensab-
schnitt gerne von der Einfamilienhausbebauung auf eine altersgerechte Wohnung verklei-
nern mochten. Die zentrale Lage im Stadtteil und die weitreichende Barrierefreiheit im 6ffent-
lichen Raum bieten sich fir ein solches Angebot in besonderem Malle. Es grenzt sich damit
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von der Masse des Geschosswohnungsbaus ab und wirkt sich erganzend auf das Wohn-
raumangebot in der Pfingstweide aus.

Verkehr

Zusatzliche Verkehre aufgrund der Planung sind in der Pfingstweide nicht zu erwarten, zu-
mal durch den Rickbau bereits Verkehre entfallen sind. Kleinere Veranderungen kann es im
Bereich des Londoner Rings geben, wo durch die neue Zufahrtstral3e eine zusatzliche Ein-
muindung entsteht.

Naturschutzrechtliche Belange

Bei der Flache handelt es sich um bereits bebaute Flache oder durch Riickbau gepragte
Baustellenflache. Es sind keine geschutzten Tier- oder Pflanzenarten zu erwarten.

Der grofite Teil noch vorhandener Strallenbaume wird aufgrund der geanderten Verkehrsan-
lagen entfallen missen. Sie werden jedoch durch Neupflanzungen im Strallenraum ersetzt.

Ver- und Entsorgung

Das Baugebiet ist zum jetzigen Zeitpunkt bereits an den Abwasserkanal der Stadt und die
Versorgungsanlagen der TWL (darunter auch Nahwarme) angebunden. Zudem befinden
sich Leitungen der Telekom und von Kabel Deutschland im Boden.

Abwasserbeseitigung

In der Pfingstweide gibt es keine Trennung von Schmutzwasser und Oberflachenwasser. Die
Planung des Wohngebietes und der neuen VerkehrserschlieBung wird gegeniber dem Be-
stand zu einer Reduzierung der versiegelten Flache fuhren.

Die nachfolgenden Zahlen geben das Vorher/Nachher- Verhaltnis wieder. Die Kennzahlen
fur den Bestand beruhen auf der Auswertung eines Luftbildes von 2000, da 1999 ein Umbau
der Wendeschleife und des Umfeldes erfolgte. Bei diesem Umbau gab es bereits in Teilen
eine Entsiegelung gegeniber der Anlage aus den 1960er Jahren.

Bei der tabellarischen Aufstellung bleiben der Hans-Wolf-Platz und der Lebensmittelmarkt
aullen vor (also alles 6stlich der Planstralle A), das diese Flachen bereits im Bestand sind.
Die Bauleitplanung dient hier im Kern lediglich der Steuerung von Art der baulichen Nutzung
und der Gestaltung. Der Zulassigkeitsmalstab fir Versiegelungen wird gegentber dem Be-
stand nicht erweitert.

Bei den Verkehrsflachen wird nicht die 6ffentliche Verkehrsflache ausgewiesene Flache zu
Grunde gelegt, sondern die tatsachlich versiegelte Flache. Grofte, zusammenhangende
Grinanlagen innerhalb 6ffentlicher Verkehrsflachen flieien also als unversiegelt in die Be-
trachtung ein. Kleinere Griinflachen, Baumscheiben und Pflanzbeete werden als versiegelte
Flachen behandelt.

Bei den Bauflachen (Nachher) wird die neue Wohnbauflache (8266m?) mit der maximalen
Versiegelung gemal zulassiger GRZ (also 0,6) multipliziert. Im Bebauungsplan ausgewiese-
ne Private Stellplatzflachen werden ohne Abzug hinzugerechnet (296m?).

Flachenversiegelung
Vorher Nachher Differenz
Verkehrsflachen Ca. 2950 m? Ca. 2450 m? -500 m?
(StralRen, Wege,
offentliche Parkplatze)
Bauflachen Ca.5400 m? Ca. 5300 m2 * -100m?
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Bei der Gegenuberstellung handelt es sich um eine Worst-Case-Betrachtung. Damit ist si-
chergestellt, dass die Kapazitaten der vorhandenen Mischwasserkanéle ausreichend sind,
um das gesamte Oberflachenwasser aufzunehmen. Daraus ergibt sich ferner, dass die Ab-
schlagsmengen im Regenwetterfall an der Einleitestelle in die Isenach tendenziell eher sin-
ken werden.

Der Grundsatz des §55 Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) gibt vor, dass Niederschlagswas-
ser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder Uber eine Kanalisation ohne Vermischung
mit Schmutzwasser in ein Gewasser eingeleitet werden soll, soweit dem weder wasserrecht-
liche noch sonstige offentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange
entgegenstehen.

Eine ortsnahe, dezentrale Versickerung ware im Bereich der Einfamilienhausbebauung auf-
grund der baulichen Dichte wenn Uberhaupt, dann nur unter sehr erschwerten Bedingungen
moglich. Diese Dichte begrindet sich vorrangig in der zentralen Lage als Stadtteilzentrum.
Dartber hinaus spielen wirtschaftiche Rahmenbedingungen eine wesentliche Rolle. So
muss fir ein bereits verkehrlich erschlossenes Gebiet eine neue ErschlieBung hergestellt
und finanziert werden. Diese Kosten belasten das Projekt finanziell ebenso, wie der Rickbau
der Hochhauser und der bestehenden Verkehrsinfrastruktur. Zudem musste bei einer Versi-
ckerung trotz bereits hergestellter Entsorgungsanlagen ein neues System auf privaten
Grundstlicken installiert werden — dies ware eine Doppelbelastung. Der Grundstliicksmarkt in
der Pfingstweide lasst es allerdings nicht zu, diese erhéhten Kosten an die Kunden weiter-
zugeben. Eine Verringerung der Dichten zu Gunsten gréRerer Grundstlicke oder dezentraler
Versickerungsanlagen ware aus diesem Grund nicht zu realisieren. Hinzu kommt, dass im
Gebiet der Hohenunterschied vom Hans-Wolf-Platz zum Londoner Ring ausgeglichen wer-
den muss.

Fir die Mehrfamilienhausbebauung kénnte aufgrund der groReren Grundstiicksanteile eine
Versickerung ggf. realisierbar sein. Eine entsprechende Prifung erfolgt im Rahmen des
Bauantragsverfahrens. Eine Untersuchung auf der Ubergeordneten Ebene des Bebauungs-
planverfahrens ist nicht erforderlich. Eine Abwasserbeseitigung tUber den Mischwasserkanal
ware jederzeit moglich.

Davon unabhangig setzt der Bebauungsplan fest, dass Stellplatze, Zufahrten, Zuwege und
Terrassen in versickerungsfahigem Material hergestellt werden mussen. Dies tragt dazu bei
den Abfluss von Oberflachenwasser selbst bei den fur die GRZ anzurechnenden Flachen zu
minimieren.

Wasser-, Strom- und Nahwarmeversorgung

Durch die Anderung der Verkehrserschlieung sind Versorgungsleitungen der Technischen
Werke Ludwigshafen betroffen. Eine Verlegung dieser Leitung ist zumindest partiell erforder-
lich. Grundsatzlich ist die Versorgung aller Wohngebaude mdoglich. Die zukilnftige Leitungs-
fuhrung ist im Rahmen der StralRenausbauplanung festzulegen.

Telekommunikationsleitungen

Verteilungsleitungen von Telekom und Kabel Deutschland sind im Gebiet vorhanden, von
der Umplanung aber nicht betroffen. Bestehende Hausanschlussleitungen sind nach dem
Ruckbau verzichtbar. Zur Vollversorgung aller neuen Wohngebaude ist die Velegung zusatz-
licher Leitungen erforderlich.

Kosten

Die Kosten fur die Verlegung bestehender Leitung und die NeuerschlieRung kénnen nicht

Uber den Geblhrenhaushalt gedeckt werden, sondern sind in den Erschlielungsaufwand
einzurechnen.
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Belange des Klimaschutzes

Die Wiedernutzung im Innenbereich fuhrt zu Flacheneinsparungen an der Peripherie und im
unverbauten Aul3enbereich und leistet somit einen Beitrag zum Klimaschutz. Durch die zent-
rale Lage des Grundsticks werden erforderliche Wege mdglichst kurz gehalten, die Infra-
struktur ist auch ohne individuelle Motorisierung gut erreichbar.

Gegenuber der Ursprungsbebauung (Hochhausbebauung) ergeben sich die Vorteile einer
geringeren Verschattung und hoheren Durchlassigkeit von Kaltluftstrbmungen. Insgesamt
durfte dies aber bestenfalls von lokalklimatischer Bedeutung sein.

Die Ausrichtung der Gebaude orientiert sich an den rahmengebenden Erschlieungserfor-
dernissen, insbesondere den vorhandenen ErschlieRungsstralien.

Wenngleich auch die zulassige Dachform auf Flachdacher oder flach geneigte Pultdacher
beschrankt wird, so stehen die Festsetzungen des Bebauungsplanes einer Ausnutzung sola-
rer Energien (Fotovoltaik) dennoch nicht entgegen.

Vorrangiges Ziel sollte es sein, zur Warmeversorgung im Gebiet das vorhandene Nahwar-
meangebot zu nutzen. Dies kann im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Allerdings
besteht fur den Uberwiegenden Teil der Grundstiicke eine Grunddienstbarkeit mit einem
Warmeerzeugungsverbot, das indirekt einem Anschluss- und Benutzungszwang fir die im
Gebiet vorhandene Nahwarme gleichkommt. Es ist beabsichtigt eine vergleichbare Regelung
fur die zu Bauland umgewandelten ehemaligen Verkehrsflachen zu treffen.

Weiterfihrende MaRnahmen im Hinblick auf die Klimaanpassung sind nicht vorgesehen.

ABWAGUNG DER OFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE

Anhorung der Behérden gem. § 4 (1) BauGB
Entfallt im beschleunigten Verfahren der Innenentwicklung

Beteiligung der Behérden gem. § 4 (2) BauGB

Die Beteiligung erfolgte mit Schreiben vom 06.02.2012. Die vorgebrachten Belange sind dem
Anhang 9.1. ff. zu entnehmen.

Stellungnahmen der Verwaltung
Zu 9.1.1 Kabel Deutschland

Soweit ein Eingriff in die Bestande vermeidbar ist wurde dieser durch die Planung vermie-
den. Durch die Anderung der ErschlieRungsanlagen kann es dennoch zu Eingriffen kommen.
Dies ist im Rahmen der ErschlieRungsplanung zu beachten. Die Informationen wurden an
den ErschlieBungstrager weitergegeben.

Leitungsrechte innerhalb privater Grundstiicke und ErschlieBungswege wurden durch eine
Festsetzung gemaf §9(1) Nr.21 BauGB gesichert.

Zu 9.1.2 Regionalstelle Gewerbeaufsicht

Der Bebauungsplan lasst in WA3 Wohnnutzung in den Geschossen Uber dem Lebensmit-
telmarkt zu. Ein Ausschluss der Nachtanlieferung im Bebauungsplan erfolgt entgegen dem
Vorschlag der Gewerbeaufsicht nicht. Vorrangiges Ziel der Planung ist in diesem Bereich die
Sicherung und Entwicklung der wohnortnahen Nahversorgung. Dieses Ziel soll nicht durch
zusatzliche Auflagen erschwert werden. Um mégliche kiinftige Konflikte auszuschliefien wird
statt dessen die Genehmigung der Wohnnutzung unter den Vorbehalt gestellt, dass diese die
genehmigte Nutzung des Lebensmittelmarktes nicht einschranken darf (z.B. durch Grund-
rissorientierung und technische Malinahmen). Ein entsprechender schalltechnischer Nach-
weis ist im Rahmen eines Bauantragsverfahrens zu erbringen. Die textlichen Festsetzungen
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wurden dahingehend geandert. Standortvertragliche Biro- und Verwaltungsnutzungen wer-
den ebenfalls zugelassen.

Zu 9.1.3 und 9.1.4 Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz

Es ist nicht vorgesehen im Rahmen der Planung ein hydrogeologisches Gutachten und eine
Entwasserungsplanung zu erstellen. In der Pfingstweide liegt ein genehmigtes Mischwasser-
kanalsystem vor, das Uber ausreichend Kapazitat verfiigt, um das anfallende Oberflachen-
wasser ordnungsgemaf abzuleiten. Insofern dem Grundsatz des Wasserhaushaltsgesetzes
anfallendes Niederschlagswasser ortsnah zu versickern nicht gefolgt werden kann, wird auf
die diesbezlglich erganzten Ausflihrungen in Kapitel 6.5 Abwasserbeseitigung verwiesen.
Die Hinweise auf die temporare Grundwasserabsenkung, die wasserdichte Unterkellerung
und den Hochwasserschutz wurden als Hinweise zum Bebauungsplan hinzugeflgt.

Zu 9.1.5 Telekom Deutschland GmbH

Soweit ein Eingriff in die Bestdnde vermeidbar ist wurde dieser durch die Planung vermie-
den. Durch die Anderung der ErschlieBungsanlagen kann es dennoch zu Eingriffen kommen.
Dies ist im Rahmen der ErschlieRungsplanung zu beachten. Die Informationen wurden an
den Erschlieungstrager weitergegeben.

Leitungsrechte innerhalb privater Grundstiicke und ErschlieBungswege wurden durch eine
Festsetzung geman §9(1) Nr.21 BauGB gesichert.

Zu 9.1.6 Technische Werke Ludwigshafen (TWL)

Soweit ein Eingriff in die Bestande vermeidbar ist wurde dieser durch die Planung vermie-
den. Durch die Anderung der ErschlieRungsanlagen kann es dennoch zu Eingriffen kommen.
Dies ist im Rahmen der ErschlieRungsplanung zu beachten. Die Informationen wurden an
den ErschlieBungstrager weitergegeben.

Leitungsrechte innerhalb privater Grundstiicke und ErschlieBungswege wurden durch eine
Festsetzung gemaf §9(1) Nr.21 BauGB gesichert.

Die neue TWL-Trafostation wurde zeichnerisch ausgewiesen.

Es bestehen im Plangebiet zahireiche grundbuchlich erfasste Rechte zu Gunsten der TWL.
Diese stehen der Planung nicht entgegen. Im Einzelfall kann es sinnvoll sein, im Rahmen der
nachfolgenden privaten Grundstiicksneuordnung die Regelungen an die veranderte Situation
anzupassen.

Offentliche Auslegung

Die Offenlage gem. §3(2) BauGB erfolgte in der Zeit vom 05.04.2012 bis einschlie3lich
07.05.2012.

Nach Abschluss der Offenlage wurde auf Wunsch der Leitungstrager der Planteil um das
Geh- und Leitungsrecht Nr.2 erganzt. Es soll vorhandene Leitungstrassen absichern und
Kosten flir eine Verlagerung einsparen. Dies erfolgte in Absprache mit den betroffenen Lei-
tungstragern und Grundstiickseigentimern. Die Festsetzung ist im Weiteren ggf. durch einen
entsprechenden Eintrag im Grundbuch zu vollziehen. Die Grundziige der Planung werden
durch die Erganzung nicht beriihrt. Fiir die Offentlichkeit entsteht keine zuséatzliche Betrof-
fenheit. Auf eine erneute Auslegung der Plane kann darum verzichtet werden.
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Zusammenfassung der Abwagung

Belange die fir die Planung sprechen:

Schaffung von Wohnraum fir unterschiedliche Zielgruppen

Aufwertung des Stadtteilzentrums

Sicherung der Nahversorgung

Verringerung von ErschlieRungsflache

Zusatzliche barrierefreie Ful3- und Radanbindung an den Hans-Wolf-Platz
Schaffung zusatzlicher Besucherparkplatze

Erhdéhung des privaten Stellplatzangebotes

Erhalt der Option Strallenbahn-Endhaltestelle

Belange die gegen die Planung sprechen:

Rickbau vorhandener ErschlieBungsinfrastruktur
Einschrankung der Baufreiheit

Einleitung von Niederschlagswasser in Mischwasserkanal
Verlust 6ffentlich gewidmeter Parkplatze

Wechselseitige Stérung von Wohnen und Einkaufen

Abwagung der Belange

Der Rickbau der Hochhausanlage einschlieBlich der Parkdecks ist bereits abgeschlossen.
Die Wiederbebauung der Flache bietet die Chance ein attraktives Wohnraumangebot flr
junge Familien und Senioren in einer infrastrukturell voll erschlossenen zentralen und den-
noch ruhigen Lage zu realisieren. Damit konnte eine Entwicklung abgeschlossen werden, die
mit der Errichtung des Gesundheitszentrums begonnen wurde und die malfigeblich dazu bei-
tragen kann die Wahrnehmung der Pfingstweide als attraktiven und lebenswerten Stadtteil
zu starken. Zugleich wird mit dem Lebensmittelmarkt und seinen zeitgemaflen Besucher-
stellplatzen die Nahversorgung im Stadtteilzentrum dauerhaft gesichert.

Um dieses Ziel zu erreichen ist ein Rickbau vorhandener ErschlieBungsinfrastruktur erfor-
derlich, die eigentlich noch intakt ist. Dies belastet auch die Wertschopfung des Gesamtpro-
jektes. Davon betroffen sind insbesondere die Amsterdamer Strale und Stellplatzanlagen im
Londoner Ring, aber vereinzelt auch unterirdische Leitungen. Nur durch den Rickbau und
die NeuerschlieBung lasst sich ein schlissiges und sparsames Gesamtkonzept realisieren.
So wird in der Gesamtbilanz am Ende weniger offentliche Verkehrsflache entstehen als
rickgebaut wurde.

Der Verlust 6ffentlicher Parkplatze stellt kein ernsthaftes Problem dar, denn es stehen zuletzt
mehr 6ffentlich zugangliche Parkplatze zur Verfligung als vorher — es fehlt ihnen lediglich an
offentlicher Widmung.

Die Zukunftsoption einer Endhaltestelle fir die StralRenbahn bleibt erhalten.

Die barrierefreie Anbindung an den Hans-Wolf-Platz wird durch neue Wegeangebote weiter
verbessert.

Die Nachbarschaft von Wohnnutzung und Einzelhandel kann erfahrungsgemaf zu Konflikten
fuhren. Bei der Realisierung des Lebensmittelmarktes wurde darauf geachtet, dass die Anlie-
ferung abseits des neuen Wohngebietes zwischen Markt und Einkaufszentrum erfolgt. Die
Stellplatzanlage des Marktes ist eingegriint und durch einen 6ffentlichen Weg von der kinfti-
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gen Wohnbebauung getrennt. Die Wohnbebauung ist so exponiert, dass die empfindlichen
Freibereiche vom Parkplatz abgewendet sind.

Der Bebauungsplan lasst zudem Wohnbebauung auch auf dem Lebensmittelmarkt zu. Erfah-
rungsgemal lehnen Marktbetreiber eine solche Doppelnutzung ab, um Larmkonflikte zu
vermeiden. Der Bebauungsplan stellt klar, dass die Nahversorgung Vorrang vor der Wohn-
nutzung hat. Letztere ist nur genehmigungsféhig, wenn sie nachweislich zu keinen Ein-
schrankungen flr die genehmigte Lebensmittelmarktnutzung fuhrt.

Entgegen dem Grundsatz des Wasserhaushaltsgesetzes wird Niederschlagswasser in einen
Mischwasserkanal eingeleitet. Der Mischwasserkanal ist im Gebiet vorhanden. Zentrale oder
dezentrale Versickerung waren im Bereich der Einfamilienhausbebauung nicht mit den sons-
tigen Zielen der Planung und den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu vereinbaren. Eine
ordnungsgemale Beseitigung der Abwasser in ein bereits seit langem genehmigtes Ablei-
tungssystem bleibt in jedem Fall sichergestellt.

Nach Abwagung aller 6ffentlichen und privaten Belange gemaly §1(7) BauGB kommt der
Stadtrat zu dem Ergebnis, dass die Vorteile der Planung Uberwiegen.

UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES

Bodenordnung

Alle benétigten Flachen befinden sich im Eigentum der Stadt und der LUWOGE. Die Boden-
ordnung kann auf privatrechtlichem Wege Uber Grundstlicksvertrage gestaltet werden. Eine
offentliche Bodenordnung ist daher nicht erforderlich.

Altlasten

Bei der Stadt Ludwigshafen liegen keine Hinweise oder Erkenntnisse Uber Bodenbelastun-
gen oder- verunreinigungen vor, die der geplanten Nutzung des Gelandes entgegenstehen
oder diese beeintrachtigen kénnten.

Begleitende Vertrage
Der Bebauungsplan muss durch eine Reihe von Vertragen flankiert werden:

Letter of Intent LUWOGE/Stadt Ludwigshafen

Darin erklaren die Grundsticksinhaber, wie die Umsetzung der Neuordnung geplant ist. Im
Kern ist folgende Vorgehensweise vorgesehen:

Die Stadt erstellt einen Bebauungsplan und definiert die kinftigen Bauflachen und o6ffentli-
chen Verkehrsflachen

Die LUWOGE erstellt die neue ErschlieBung flr das Gesamtgebiet und Ubertragt die 6ffentli-
chen Verkehrsflachen nach Herstellung an die Stadt.

LUWOGE erwirbt die neu gewonnenen Nettobauflachen der Stadt zum tatsachlichen Bo-
denwert, abziglich des tatsachlichen Erschlielungskostenanteils.

LUWOGE verauRert die Bauflachen in Abschnitten an den Bautrager mit Fristbindung

Grundstucksvertrage, Erschlieungsvertrag

Zum Zwecke der Umsetzung des Letter of Intent sind zwischen Stadt und LUWOGE bzw.
GAG noch Grundstiicksvertrage und ein ErschlieBungsvertrag abzuschlielen. Dies kann
nach Rechtskraft des Bebauungsplans erfolgen.
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Stadtebaulicher Vertrag

Die Stadt schliel3t mit dem Bautrager Dorsch&Kobler flankierend zum Bebauungsplan einen
stadtebaulichen Vertrag, mit stadtebaulichem Konzept als Grundlage, und Umsetzungsbe-
stimmungen.

Flachen und Kosten

Durch die Planung und die vereinbarte Vorgehensweise entstehen dem stadtischen Haushalt
keine Kosten.

Der Anteil an 6ffentlichen Verkehrsflachen verringert sich um ca. 320 m?. Buchhalterisch er-
gibt sich daraus allerdings kein Defizit. Zu bericksichtigen ist, dass in Teilen bereits abge-
schriebene und geringer bewertete Flachen durch neue und z.T. hoher bewertete Verkehrs-
infrastruktur ersetzt wird.

Demgegenuber stehen Einnahmen fir hinzugewonnenes Nettobauland von ca. 1800 m?2.
Wie hoch diese ausfallen, hangt von dem Aufwand flr die ErschlieRung ab, und der Frage,
ob der Bautrager die Grundstiicke wie vorgesehen vermarkten kann. Steigen die Erschlie-
Rungskosten, oder sinkt der Bodenpreis verringern sich damit auch die Einnahmen der LU-
WOGE und der Stadt.

Bilanz Stadt Ludwigshafen Flache (m?)

Off. Verkehrsflache (Einwurf) 4259
Off. Verkehrsflache (Zuteilung) 3937
Differenz 322
Wohnbauflache (Einwurf) 0
Wohnbauflache (Zuteilung) 1813
Differenz 1813
Priv. Stellplatzflache 296
Gesundheitszentrum

Eine ausfuhrliche Flachenbilanz findet sich bei den Anlagen im Kapitel 9.2.

Bereich Stadtplanung
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ANLAGEN

Anregungen der Behordenbeteiligung gem. §4 (2) BauGB

9.1. 1 Kabel Deutschland

PUETIMERINME 370 7 207401 2, Bepauungsplin Seite 2 von 2

PC-Fax 0B# - 923347 1187, email Planung_NE3 Trer@ksbeldeutschiand de
Datum: 08 Februar 2012

Ludwigshafen, BBP - Nr 816 -Zentrum Pfingstweide-

Vormabenart Bebauungeplan

Sehr geehrte Daman und Herfen,

wir bedanken uns lir Ihr Schrelben yvom 06 02 12

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanisgen unseres Untemehmeans. deren Lage aus den
beiliegendan Basfandsplanen ersichibch kst Wir wesen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der
Bauausfuhrung zu schutzen bzw zu sichem sind, micht Gberbaut und vorhandene Ubardeckungan nich
vermingert werden durfen. Soilte ene Umveriegung unserer Telskommunikationsaniagen erforderlich warden.
benabigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren Aufirag, um aine Planung und Bauvorberetung zu
veraniassen sowla die notwendigen Arbeiten durchfiihren zu konnen

Mit reundiichen Grilen
Kabel Deutschiand Veririab und Seivice GmbH

Dieses Schreiben wunde alektronisch emsteiit und ist hna Unterschnlt giiltio

Antagen

§ Lageplan|-plana)

“<Ludwigshafen BAP Nr. 818-Zentrum Plingstwede- LAP § pdfs> <<Ludwigshaten, BBP Nr. 518 Zentrum
Pingstweide- LAP 1 pdfs> <<{udwigshafen, BBP Nr 618-Zentrum Pfingstweide- LAP 2 pdf>=
<<Ludwigshaten, BBF Nr 616-Zentrum Plingstweide- LAP 3 pafs> <<Ludwigshafen, BBP Nr. 518-Zentrum
Phingstweide- LAP 4 pdf>>

informationen ru Produiden snd Sansces von Kabel Deurschiand umee pan bbbty ke e

Informadionen imsanssndere PRchtangatben (vl § 80 AlG, § 25 GmtHG, §5 177s, 12490 OB, Fi smzeiien Gessllschafsn o Kbl
Deutsciiund Gruppoe findes Sis Lntey wass kabsimmteshianad copyss bl = R g e T

Diena E-Mail und stwiigs Arsiasngn snthallen veiiliche undioder mohticn gesthustsss informatonan, YWenn S mickt der richtgn
Adresssl s benachrichagen Sie bl den Absender und varmichied) Sie prachiessenc geoe Mall und die Adlsgen
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9.1. 2 Regionalstelle Gewerbeaufsicht

|

Bereich Stadiplanung
eng. 03 Marz 2012

Tootie | 412 | &l [ 4k
-1 | d12n | s

N\
Biruiis- und Gewrmguingednestion 500 | Foaftacs 1008 84 |
ATaCE Mpemiae @ 0 ekl
Stadiverwaliung Ludwigshafen
= Stadiplanung -
Rathausplatz 20
67059 Ludwigshafen am Rhein
Mein Aklmncelchen | e Schrelbon vom  Ansprechpartnecd-n | E-Mail
23580 01 Bfwelé 08013m2 Martin Wallmnbeiger
Himn immer sngeben! 4-121F Schi riankn wals rhegenbagdeded fip.de
Bauleitplanung der Stadt Ludwigshafen
Flachennutzungsplan ( ) Aufstellung
Bebauungsplan (X) Aufstellung
Bebauungsplan 616 Zentrum Pfingstweide
(X} Anhérung gemal § 4 Abs. 1 BauGB
{ ) Oftenlegung gemal § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

‘ E
g STRUNTUNR: LMD

P R L RO T e
wn

GEWERBEAUFSICHT

KarkHeffench-Stralle 3
GT433 Messlai an der
Wesrmirals

Telefon 08331 290
Teistax DE531 33508

ratdAngisued
wan sgduued rip do
05.03 2012

Tolaton ! Fas
Q6320 [ BO-1140
BEX21T / 13288

( ) Anderung
() Anderung

aus Sicht des Immissionsschutzes ergibt sich zur 0. a. Bauleitplanung folgendes:

1. Einwendungen: Insbesondere durch baulich miteinander verbundene Einheiten
von Wohnungen und Lebensmittelmarkten , kann es zu Larmbeeintrachtigungen
kommen. Des Weiteren kann die Anlieferung zu Larmbelastigungen flhren.

12
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2. Rechisgrundlagen: § 50 BImSchG

3. Méglichkeiten der Uberwindung:

Die Nachtanlieferung {22.00 bis 6.00 Uhr) sollte komplett susgeschlossen werden.
- Spétestens mit Einreichung der gewerblichen Bauantrage sind schalllechnische
Gutachten vorzulegen.

Es wird empfohlen, direkt neben oder Gber Lebensmittelmarkten eine gewerbliche,
nichtstoranden Blronutzung einzuplanen.

4, Hinweise: Es wird empfohien das Nachtanlieferungsverbot bereits im Babauungs-
plan festzuschreiben.

Mit freundlichen Grifien

i
mﬁuﬂ}lgﬁ’
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9.1. 3 Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz

Bareich Staditplanung 3
E"F uﬁ-nﬂmﬂ ll"l'-"u“””‘

Tgbhuve. | d-12 | a-121 [Td3
4104 | 1S | 4128

Banuatie- g Gennsmagungearesban Sl | Posstach @101 REGIONALSTELLE

A7 1 Ml 3 S Visinurate WASSERWIRTSCHAFT,
ABFALLWIRTSCHAFT,

; BODENSCHUTE

Stadl Ludwigshafen

Z Hd v. Fr. Schiien Kt Hha - Sieala 22

Postfach 211225 B7433 Neustadl an das
Wanstrala

67012 Ludwigshafen Tskeein DAA21 09-40
Tolefan 08321 004220
poststedal sgonued ro de
e Sgdaued slp de
o1 202

Main Aklaresschon  Ihr Schisiben vom  Ansprechpartrss-in [ E-Mall Telslon | Fax

3a2-01.00.00 0800 7017 Widgang Masch CEa21 Q84171

YeBebph 17 Wiitgang Maschisgraued rip.os D537 B0.4272

Bl |rurser @ ngaian|

Bebauungsplan Nr. 616 Zentrum Pfingstweide"
hiar Behbrdenbeteiligung gemal § 4 Abs 2 BauGB
Bezug Unsere Stellungnahme vom 02 08 2007 (1758ebpi0?)

Bahr geshrie Damen und Herran,
sahr geehrte Frau Schilen,

die aktuelle Planung zu dem 0.g. Bebauungsplan haben wir zur Kenntnis genommen.
Aus wasser- und abfaliwirtschattiicher Sichl bestehen keine Bedenken pegen die jetzige Pla-
nung

Die Unterlagen enthallen m, E. keine Aussagen zur Niederschiagswasserbewirtschafiung.
Es is! aine Entwasserungsplanung aufzustellen und diese mil unserem Hause frihzeitig ab-
zuslimmen

Auf unser bisheriges Schreiben vom 02.08.2007; Az.: 34/2-31.00.03, 175-Bebpl-07 wird hin-
gewiesen,

Sallle im Zuge der Bauvorhaben (auch die Verlegung einzelner Leftungen) eina temporare
Grundwasserabsenkung erforderfich sein, so st die Edaubnis hierfir bel der zustandigen
Wasserbehirde zu beantragen

Mit freundlichen Griilten
Im Auftrag

|

Wolfgang Maisch

"

- 28/41 -



9.1. 4 Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz (2007)

SO Sael, Regsonabinelle Wisspramschady, AbsCallwarnabafi
isay] Bombemechte
Poeefach 10 10 2%, 67400 Meosmlt pd. Wionstr

Rheinland{falz

) 6

Struktur- und
Genehmigungsdirektion Siid

Stadtverwaltung .
2.Hd. Frau Jeannette Schmidt Regmmilsiclle Wasserwartschafi, Abfullwinschaf
und Bodenschurs
Postfach 21 12 25 Kad-Helfferich-Str. 22
B7012 Ludwigshalen 67433 Meustadt an der Weinarralie
Telelon: 06321,/99-40
Telefm: (6321,/99-4222
Husmepage: www spdseilalpde
Datum und Zeichen  Mein Zaelchan Auskunft erdsill: Dienstgebiude Dateim
ihres Schreibens Mgine Nachricht vom Telelon/Fax Fimmer
E-Mail
16,07.2007 3452-31.00.03 Harr Maksch 7 02.08.07
4121 Fr5. 175-Batpl-07 4171 & 4222
Wotlgang Maischifsgdsued rip de

Bebauungsplan Nr. 816 ,Zentrum Pfingstweide™

hier: Friihzeitige Behdrdenbeteiligung gemal § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrie Damen und Herren,
sehr geehrie Frau Schmidt,

Planungsanlass des zu beurtetlenden Bebauungsplanentwurf ist der volistdndige Abriss des Woh-
nungsbestandes Londoner Ring 7-17 und diese FiGchen als Bauflachen zu vermarkten,

Aus wasser- und abfaliwirtschaftlicher Sicht beslehen grundsatziich kelne Einwande zum 0.0, Be-
bauungsplanentwurf Nr, 616 ,Zentrum Pfingsiweidae", bal Beachiung des Nachfulgenden.

1. Die bei den Bauarbeilen anfallenden Abbruchmaterialien sind ordnungsgemal zu enlsorgen,

2. Das anfallende Niederschiagswasser ist nach Méglichkeit breitfiichig vor Orl Gber dia beleble
Bodenzone als 2Zwischenspeicher zu versickamn,

Ggfs. ist sin hydrogeologisches Gutachlen zu erstellen.
Fiir das Plangebist ist eine Entwisserungsplanung aufzusiellen und dieses (Entwisserungs-
konzepl) ist mit unserem Hause frihzeitig abzustimmen.

3. Ver- und Entsorgung ist Uber die bestehenden Infrastruklureinrchlungen sicherzustellan, die

Kanalsatzung ist zu beachien.
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4. Solite eine Unterkellerung (z.B. Tiefgarage, Wohnbebauung, elc.) vorgesehen sein, so emp-
fehlen wir diese (Unterkellerung) wasserdicht auszufihren. Eine Grundwasserabsenkung und

Grundwasserableitung ist wasserwirlschafilich nicht veriratbar.

5. Das Plangebiel befindet sich in der durch Deiche, Schdpfwerke, Hochwassermauern gegen
Rheinhochwasser geschiitzten Rheinnlederung.
Bei einem Versagen der Hochwasserschulzeinrichiungen ist es méglich, dass das Gebiel zwi-
schen Rheinhaupldeich und Hochufer Uberflutel wird. Es wird deshalb daraul hingewiesan,
dass auch bei siner Zustimmung zu dem Bebauungsplan sich kein Schadensersatzanspruch
sowie Anspruch aul Verstirkung oder ErhGhung der Hochwasserschutzanlagen ableiten l@sst.

Mit freundlichen Griien
Im Auftrag

Undflery Nor o]

(Waolfgang Maisch)
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9.1. 5 Telekom

/

/

tiacti | e Beats & i}
i | TR0 A 17T Maririsa

Stadiverwaltung B

FB Stadiplanung 3

Postfach 21 12 26 o U1 ez 202

67012 Ludwigshafen Tob e | 410 [ 4127 [ 4139
| A1k | 4928 | b8

liwai M lEsines Fr s-l:hl'ﬂ, Az 4—121F5ﬂh’
AdrrgnmFgup .| Eﬂn-d Km
UL T ] ""-ﬂ m1 2“‘5123
Lty 24.02 2012
cen 208445 - BPL Nr.616 "Zentrum Pfingstweide™ in Ludwigshafen, OT Pfingstwelde: |hr
Schreiben vom 6. Februar 2012

Sehr geehrte Daman und Harren,
vielen Dank fir die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren,

Die Telekom Deutschiand GmbH (nachfoigend Telekom genannt) - als
Netzeigentimerin und Nutzungsberechiigte | S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hal die
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH beauftragt und bevoliméchtigt, alle Rechte
und Pfiichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderfichen Stellungnahmen
abzugeben Zu der 0. g Planung nehmen wir wie folgl Stellung

Gegen den Bebauungsplan haben wir keine Einwanda. Wir mochtan jedoch auf
folgendes hinwelsen:

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsaniagen (siehe beigefugten Plan),
die bei Baumalnahmen gegebenenfalls umgelegt bzw. gesichert werden miissen

£ur Versorgung des Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch dia
Telekom |st die Verlegung neuer Telekommunikationsanlagen erforderlich

Im Prangebiet sollen zum einen Verkehrsfiaschen nicht als dffentiiche Verkehrswege

gewidmel werden, die eventuell zur ErschiieBung der anliegenden Grundsticke mit
Telekommunikationsinfrastruktur zur Verfugung stehen missen
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bwien 2402 2012
Empthige  Stadiverwallung Lucbmgshulnn
[Ent 2

Zur Sicherung der Telekommunikationsversorgung bitten wir deshalb entsprechende
Flachen nach § 8 Abs. 1 Nr. 21 BauGB vorzusehen, die mit einem Leitungsrecht zu
Gunsten der Telekom Deutschiand GmbH, Sitz Bonn als zu belastende Flidche
festzusetzen sind. Des Weiteren bitten wir die Eintragung ener beschrankten
personlichen Dienstbarkeil zu Gunaten der Telekom Deutschiand GmbH, Sitz Bonn,
Im Grundbuch zu veranlassen,

Zum anderen sollen im Plangebiet 6ffentliche Verkehrsfidchen entwidmet werdan
Soliten davon die im Lageplan rol markierten Telekommunikationsanlagen betroffen
sein, so bitten wir zur Sicherung der Telekommunikationsversorgung die betroffenen
Flachen nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGE mit einem Lellungsrecht zu Gunsten der
Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn als zu belastende Flache festzusetzen Des
Weiteren bitten wir die Eintragung einer beschrankten personlichen Dienstbarkeit zu
Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch zu veranlassen.

Zudem bitten wir darum, uns rechitzeitig vor anderen geplanten Entwidmungen von
offertiichen Verkehrsflachen zu informieren, damit gegebenenfalls weitere dingliche
Sicherungen von Telekommunikabonsanlagen, die zur Aufrechierhallung der
Telekommunikationsversorgung unbedingt benotigt werden, beantragt werden
kisnnen

Um rechizeitig vor den Strallenbau- und ErschiieBungsmaBnahmen Absprachen
bezlglich eines koordinierten, wirtschafllichen Bauablaufs vormehmen 2zu kannen,
bitten wir Sie, den Bautrager anzuhaiten, sich mil unserem Planungsblro PT] 21
Mannheim (Ansprechpartner. Herr Miltner, Tel. 0621/2 94 - 61 44 oder Emall!
volker miltner@telekom de) so frih wie méglich, spatestens jedoch 6 Wachen vor
Ausschreibungsbeginn, in Verbindung zu setzen Des Wederen bitlen wir um die
Ubersendung der Ausbaupléne (moglichst in digitaler Farm im PDF- und im DXF-
Autocad 2000-Format).

Be| der Bauausflhrung (st die Kabelschutzanweisung der Telskom und das
"Merkbiatt Gber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsargungsaniagen” der
Forschungsgeselischaft fr Stralen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1889, siehe hier
u. & Abschnitt 3, zu beachten

Ihre zukinfligen Schreiben konnen Sie auch an die foigende Email-Adresse senden;
Ti-NI-Sw-Pti-21 Baulsitplanungan@ielakom de,

Mit freundlichen Grifien

v Q\ LA &/ (/ &ﬁtf
& X v

Michasl Mayer Bermnd Kittlaus

Anlage:

Lagepian
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9.1. 6 Technische Werke Ludwigshafen

— .

y Techinesche Wisthe Ludwigshalen &
eng 05 Marz 2012
TWLAG Postisch 31 1229 07072 Lucvsgahuhin Tgbth | 412 [ a17 [ a1
dpa | a3 | aan
Stadiverwallung Ludwigshafan ntinrmeger Ve Kot
Frau Patra gEI-IUEH gﬁﬁf "
4-12 Stadtplanung :
o h21 1228 U nge welemeyerghies o
67012 Ludwigshafen
Bebauungsplan Nr. 616 . Zentrum Pfingstweide” e
in LU-Pfingstweide el
Sehr gaajyrte Frau Schiien,

unsere Fachabteilungen nehmen wis foigl Stellung

1. Netzdienste NDT2 Vw 2887
Strom-, Gas-, Wasser- und Fernwarmeversorgung

Das ausgewissene Gebiat verfugt Gber eine ausreichende Strom-, Wasser- und Fernwarme-
versorgung (Ubar das vorhandene Nelz. Eine Gasversorgung ist im angegebenen Geabiel nicht
vornandan Das Versetzen der Stromstation Op27 aus dem ghemaligen Parkhaus am
Londoner Ring ist berelts umgesetzt. Durch das Abreillen der Wohnhochhauser und durch
Umgestalten von Verkehrsfiachen sind im Laufe der letzten Jahre auch verschiedens Ver-
sorgungsleltungen um- und totgelegt worden. Daher st im ausgewiesenen Gebiel vermehr
mit auler Betrieb genommenen Leitungen zu rechnen. Derzell werden intensive Gespriache
zwizchen Stadiverwaltung, LUWOGE. kinftigen Bautragen und TWL gefihnt. Welcher Um-
fang zum kiunftigen Versorgungsaufwand notwendig sein wird, kann erst nach Abschiuss der
gemeinsamen Gesprache und einer verbindiichen Fesllegung der Rahmenbedingungen
emifialt werdgen

Bei der geplanten Begriinung des Baugebletes sind im Bereich unserer Versorgungsieitungen
die DIN 18300 ,Erdarbeiten’, DIN 18303 Verbauarbeiten®, DIN 18304 Rammarbeden’ und
DIN 18307 ,Druckrohrisitungsarbaitan im Erdbereich” und die DVGW-Arbeitshiatter GW 315
JHinweise fur Malnahmen zum Schutz von Versorgungsaniagen bel Bauarbeiten®, dem
DVGW-Merkblati GW 125 Baumpfianzungen im Bereich unterirdischer ‘Versorgungs-
leitungen” und W 280 _Einflusse und Schutzmafinahmen” sowie die Unfallverhdtungsvor-
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Teyres e Wevke Lurdwipshalen Al

schriften BGV A1 Aligemeing Vorschaften® und BGV D2 ,Arbeiten an Gasleitungen® in der
jewells gultigen Fassiung zu beachten.

2. Grundstiicksweszen FMG Rt 2663

Fir die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 616 nachfolgend lleganden
Grundsticke besiahen folgende Grundstiicksrechte zugunsten der TWL.

FI. St. Nr. 31301, 3135/0, 3135/14, 3135/19, 31356/27, 3135/30, 31356/32, 3135034
und 3135/35:

. gnchmnm personliche Dienstbarkeit Versorgungsleitungen sowie Geh- und
ahrirecht
=  Dienstbarkelt Wirm ungsverbol
. Gmhungauuﬂmn mem for Versorgungsieilungen (FI.StNr. 3135/10 und
a1 0)
» Geslatlungsvertrag TiryakiTWL fir Versargungsiellungen (F1. St Nr. 3135/10)

Diese Grundsticksrechia mussen bestehen bleiben. Bel den textlichen Festlegungen des
Bebsuungsplanes sind folgende Passagen und Einzeichnungen aufzunehmen:

JMit Leitungsrecht belasteta Fidchen aullerhaib der offentiichen Verkehrsfidchen dirfen nichi
mit Béumen oder hefwurzelnden Stravchem bepflanzt vnd nicht be- oder tiberbaut werden
(89 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)"

sowle

* FILStNr 313515, Eigentum TWL, Trafo Op 27, hier hat es in jingster Vergangenheit
eina Standoriverdnderung gegeben (s. Anlagen)

Dje TWL-Trafostation muss zeichnerisch ausgewiesen werden

In den im Gellungsbaraich liagendan Strallenflachen befinden sich Versorgungsieitungen der
TWL, die durch den Konzessionsvertrag gesichen sind,

Grundstuckerachta der VBL/RNV sind nicht varhanden,

TWL AG Pligre bl r Aol e Rt orsaed [ ting
Indymirimarules ¥ E27 Lueswguimien aem Hhge Or-ing Hare-Ferrce e Gomranaap ]
7063 Liidaegahztur Lmnﬂ Arragercl o Renst Litss M M 133, BLF S¢h 206 10
e fal e e, P 1002 : Listwigimatan ndei
T jose DE 8 3F00l [ Eus Lofiss (dorsilpeidn wewladynlignr Orf ded B nee)saseas e
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3. Erzeugung
Anschiuss an bestehende Fermwiirmeavarsorgung.

Freundliche Grile

Tﬂ:l'll'ﬂ:ul:hl Werke Ludwigshafen AG

&M i" fﬂmt& \,(/

Anlagen

o |

TWL

Techitache Wedks Ludwigshalen AG

Seidn 1/

EZD Scho 2806

Leltungsbestandsplan Maistab 1:500 DIN A2

T,

RTTE] Loptmigararior
i Ll

Bpcrytyim Asvengeasinonet| ‘Woenlunl
Srir Lustwaaratesi g Heein O -ing Hans-Hainaicr Kausar
w I -ing Rsirer Libke
¥

UST-w% OE 1650 TTRIE

Ajtucsiwal
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Flachenbilanz
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Zuteilungsflachen

Abbildung 2
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Bebauungsplan Nr. 616 ,,Zentrum Pfingstweide“
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PLANZEICHENERKLARUNG

1. Art der baulichen Mutzung 5 = (1) Bause, 1v. m. §4 Baunvo)

WA Allgemeine Wohngebiste

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, i.vV.m. §§ 22 u. 23 BaulNwvQ

| Baulinie
|
Baugrenze

6. Verkehrsfiichen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

- Stratenverkehrsflachen Priv. Verkehrsflache

“erkehrsflichen beson- Y ¥ Einfahrtbereich
ierﬁer;m;echbe;tlm:zn;l:l HEI' JE"L Zuordnungsbezeichnung
uls- madweq, Flatzliache E geplante Verkehrswege

7. Flachen fiur Versorgungsanlagen, Abfall-, Abwasserbeseitigung

~,
Flachen fir YVersorgungsanlagen (/' Elektrizitat

9. Griinfléchen (§ 9 (1) Nr. 16 BauGB)

Grinflichen

13, Anpflanzen und Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonztigen
Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

. Anpflanzen: Baume

15. Sonstige Planzeichen

I I Grenze des raumlichen Gelungs- n dffentl. Parkfiache
I I beresichs des Bebauungsplans = Stellplitze privat
) ] |_ —| Umgrenzung von Flachen fir Ne-
Abgrenzung unterschiedlicher benanlagen, Stellplitze, Garagen
Mutzung I_ J und Gemeinschaftsanlagen
Mit Geh-. Fahr- und Leitungs- Mit Geh-und Leitungsrechten
rechten zu belastende Flachen zu belastende Fliachen
{% zu Gunsten der TWL, Telekom, %%E zu Gunsten der TWL, Telekom,
Kabel Deutschland und der WEBL Kabel Deutschland und der WEBL
@ Hihenbezugspunkt

E ] Ciptionsflache Endhaltestelle

Kennzeichnung
Femwiameleitung Bestand

Belegung der Nutzungsschablone

hiad] i
Art der baulichen Nuizung I].-‘. @ Geschosszahl (Hochstgrenze)
Grundfidchenzahl |[— Geschossfiachenzahl
. g [0
Bauweise Dachform
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

L. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(59 Abs. 1 Nr. 1 BauGB iV. §1(8) BauNVO und §9 Abs.1 Nr.24 BauGB)

(1) In allen WA zuldssig ist Wohnen

(2) In allen WA nicht zulassig sind Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitli-
che und sportliche Zwecke, sowie Nutzungen geman §4 (3) BauNvVO.

{3) In den WA2 und WA4 ausnahmsweise zuldssig sind Liden, Schank- und Speisewirt-
schaften, die der Versorgung des Gebietes dienen, nicht storende Gewerbebetriebe,
Anlagen fir Verwaltungen, sowie nicht stérende Handwerksbetriebe und Anlagen fur
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitiiche Zwecke, wenn sie sich jeweils der
Wohnnutzung im Geb3ude unterordnen

(4) In WA3 sind Laden bis zu einer Geschossflache von 1200m*, sowie Schank- und Spei-
sewirtschaften und Dienstleistungen auch ohne bergeordnete Wohnnutzung zuldssig,
wenn sie der Nahversorgung im Staditeil dienen. Wohnen und Anlagen der Verwaltung
sind dort ab dem ersten Obergeschoss zuldssig. Die Grundrissausrichtung und die
technische Ausstattung von Wohnungen mussen sicherstellen, dass sich fur die ge-
nehmigte Erdgeschossnutzung keine Einschrankungen ergeben. Die Vertraglichkeit ist
nachzuweisen.

. MaR der baulichen Nutzung

(58 Abs. 1 Nr. 1 BauGB iV.m. § 16 Abs. 2und § 18 Abs. 1 BauNVO und §19 Abs.4 BauNVO)

(1) Die zuldssige Wand- und Firsthdhe betragt in WA1 bis WA2 max_ 9,00 m zuziiglich
max. 1,00 m Sockel, in WA 3 max 6m fiir das Erdgeschass und max 15m fiir zuriickge-
setzte Obergeschosse und in WA 4 max. 15m.

{2) Bezugspunkt fiir die Héhenfestsetzungen ist die obere, hintere Kante der gehaudeer-
schliefenden Verkehrsfiache (senkrecht zur Gebaudemitte). In WA3 liegt der Bezugs-
punkt an markierter Stelle auf dem Dr -Hans -Wolf-Platz.

(3) Bei Wohnnutzungen sind bauordnungsrechtlich nachzuweisende Stellplatze, Garagen
und Carports einschlieftlich deren Zufahrten bei der Emittiung der GRZ nicht einzube-
zZiehen.

(4) Bei Hausgruppen kann die Ermittiung der GRZ innerhalb eines Baufensters auf das Ge-
samiprojekt bezogen werden.

3. Bauweise, iberbaubare Grundstiicksflache
(§ 0 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit §§ 22 u. 23 BauNVO)

~

(1) Es wird die offene Bauweise fesigesetzi. Zulassig sind Einzelhauser, Doppelhauser und
Hausgruppen.

(2) In'WA3 darf die Baugrenze in der Erdgeschosszone zur Emichtung eines Vordaches bis
zur Begrenzungslinie der offentlichen Platzfiache, maximal jedoch bis zu 4m dberschrit-
ten werden

4. Mindestgrofie und Breite von Grundstiicken
§0(1) Mr3 BauGB)

(1) Die Mindestgrofte von Grundstiicken einer Hausgruppe betragt einschlielich der Fla-
che zum Nachweis der notwendigen Stellpldtze im Mittel 200 m®. Einzelgrundstiicke
diirfen eine Mindestgrolie von 170m? nicht unterschreiten

(2) Die Mindestbreite von Grundsticken betragt 6m
5. Begrenzung der hochstzulassigen Zahl von Wohneinheiten in einem Gebaude
(58 Abs. 1 Nr. 8 BauGB)

(1) In' WA 1 ist je Gebaude eine Wohneinheit zulassig. Zusatzliche Wohneinheiten konnen
ausnahmsweise dann zugelassen werden, wenn es sich um barrierefreien Wohnraum
handett

6. BegriinungsmaBnahmen
(58 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
(1) Nicht Uberbaute Frefflachen der Wohnbauflachen sind gartnerisch zu gestalten.

(2) Je angefangene 300 m* Grundsticksflache ist ein heimischer Laubbaum 1. oder 2
Ordnung (Hochstamm, dreifach verpflanzt, Stammumfang 18720 ¢cm) zu pflanzen.

(3) Private Grinfidchen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten
. Leitungsrechte
(50 Abs.1 Nr.21 BauGB)

Mit Leitungsrecht belastete Flachen auBerhalb der &ffentlichen Verkehrsflachen diirfen
nicht mit Baumen oder tiefwurzelnden Strauchem bepfianzt und nichi be- oder Uberbaut
werden. Verkehrsflachen sind zulassig.

. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

~

1. AuBere Gestaltung baulicher Anlagen
(588 Abs. 1 Nr. 1 LBau0}

(1) Dachform - Zuldssig sind Flachdicher und flach geneigte Pultdacher mit einem Nei-
gungswinkel von max. 10 Grad.

(2) Dachaufbauten - Gauben und Zwerchhauser sind nicht zulissig

-

(4) Zwischen Doppelhaushalften und Reihenhausem sind Sichtblenden z.B. aus Mauer-
werk, Holz oder Beton zuldssig_ Sie dirfen eine Hdhe von 2,40 m, gemessen von der
Oberkante des Fulbodens im Erdgeschoss, nicht Oberschreiten. Die Lange darf 4,50
m, gemessen von der Aultenkante Gebaudewand, nicht Uberschreiten.

(5) Nebengebaude, inshesondere Gartenhduser und Kellerersatzraume sind in der Flache
zwischen der Straenbegrenzungslinie und der Gebaudevorderseite (Vorgarten) nicht
zulassig. Zu offentlichen Verkehrsflachen ist im Ubrigen ein Abstand von mind. 1m ein-
zuhalten und eine Eingrinung vorzunehmen

. Begrunung baulicher Anlagen

(588 Abs. 1 Nr. 7 LBauO)

Werden Carports, Garagen oder sonstige Nebenanlagen mit einem Flachdach
ausgebildet, ist die Dachfliche extensiv zu begriinen. Dachteile die der solaren
Energiegewinnung dienen bleiben hiervon ausgenommen.

Notwendige Stellplatze
(§ 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauC iV.m. § 47 LBauC)
(1) Fir Einfamilienhduser sind je Wohneinheit 2 Stellplatze nachzuweisen. Fir

Mehrfamilienhduser und barrierefreie Einlieger ist je Wohneinheit 1 Steliplatz
nachzuweisen.

(2) Pro Wohneinheit ist sin barriersfreier Absteliplatz filr mind. 2 Fahrrader
nachzuweisen.

Werbeanlagen

(588 Abs. 1 Nr. 1 LBaud)

(1) Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zuldssig. Stark strahlende,
blinkende oder bewegte Werbeanlagen sind ausgeschiossen

(2) In WA3 ist ein Werbepylon im Bereich der Grundstiickszufahrt zuldssig. Sonstige
‘Werbeanlagen sind in WA3 nur als Firmenschriftizug im Bereich der Aftika des
Gebaudes zulassig.

1. EMPFEHLUNGEN UND HINWEISE

Barrierefreies Bauen
Bei der Ausfilhrung von Bauvorhaben ist auf Barrierefreiheit zu achten. Die einschiigigen Vor-
schriften zum barrierefreien Bauen sind zu bericksichtigen.

‘Wasserrechtliche Belange
Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Eraubnis bzw. Genehmigung des Bereichs Umwelt
der Stadtverwaltung Ludwigshafen zulassig.

Das anfallende, nicht behandlungshedirftige Niederschlagswasser ist nach Moglichkeit auf dem
eigenen Grundstick uber die belebte Bodenschicht zu versickem oder fur Brauchwa:

zu sammeln und u verwerten Dles ist im Rahmen der Baugawehmngung 7u pm‘!en und mrt den
betroffenen F: Untere 0rde sowie Wir

Ludwigshafen, Bereich Stadtentwasserung und Straflenunterhalt) abzustimmen. Punktuelle Versi-
ckerungen bedirfen der wasserrechtiichen Erlaubnis der zustindigen Wasserbehdrde.

Sollte im Zuge der Bauvorhaben (auch die Veregung der Leitungen) eine temporire Grundwas-
serabsenkung erforderiich sein, so ist die Eraubnis hierfur bei der zustandigen WasserbehGrde zu
beantragen.

Hochwasserschutz

Der gegebene Hochwasserschutz entlang des Rheines ist auf ein definiertes Hochwasserereignis
ausgelegt. Bei einem sefteneren Ereignis bzw. bei einem Versagen des Hochwasserschutzes kann
aufgrund der gecgrafischen Lage in den Rheinniederungen eine weitraumige Uberflutung nicht
ausgeschlossen werden.

Schutz vor Grundwasser
Sollte eine Unterkellerung vorgesehen sein, so wird empfohlen diese wasserdicht auszufiihren.

Baumschutz

Befinden sich im Bereich eines Bauvorhabens als “zu erhalten” fesigesetzie Baume, so ist der
Baubeginn dber die Bauaufsicht auch dem Bereich Umwelt anzuzeigen. Die einschidgigen DIN-
Normen zum Baumschutz bei BaumaBnahmen sind zu beachten.

DIN Regelwerke

Sofem in den Festsetzungen dieses Bebau 1es auf DIN-R Bezug genommen
wird, sind diese wahrend der Gblichen Biirazeiten bei der Geschaftsstelle der Stadtplanung
Ludwigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar.

RECHTSGRUNDLAGE

Baunutzungsverordnung Denkmalschutzgesetz
rmoni (BauNVO) (DSchi3)
(3 Harmarisierung von Hausgruppen — Doppehuser und Hausgruppen missen imertaly | | BV ¢ o i
Zuetrt geanoer Gurch AT 3 des Gesstzes vom 22.04.1933 ZUS(Zt geanga durch AT 2 Bes GESeZES wom 26.03.2010
sein. Von dem Harmonisierungsgebot kann abgesehen werden, wenn swch Zwischen (BGBLI 5 488) (GVBL & 301)
den Hausem ein Abstand von mindestens 6m befindet. Planzeichenverordnun i
g 1990 Gemeindeordnung
(FlanzV 90} (Gem
beb. dstiicksflich VO 18.12.1990 (BB 19911 5. 58 VOm 31.01.1994 (GVEL S. 153
2. Gestaltung der Stellplatze und Gn e geanaen Sren AR 2 s Gebeie vam 22.07.2511 e Sih A, 11 ate Gesaizes vom
(588 Abs. 1 Nr_3 LBauO} (BGBLI 5. 1503} 28.08 2010 (GVBL 5. 250)
(1) In der Fliche zwischen der Straienbegrenzungslinie und den Gebauden (Vorgarten) :z‘g":,?;:;;""“""ugﬁm f&':;;?fa""m“"mgﬁm
ist eine Flache von mind. 4y als unversiegelte Planzfidche anzulegen und mit vom 17.03 1898 (BGBL| 1998 §. 502, 2001 5. 2331 vom 02041398 (GVBL &
einem kleinkronigen Laubbaum zu bepfianzen. zggﬂ:: ﬁar;m.numn AL 3 des Geseizes vom 04.1 Iz;&;w gea]n;a)rl turch das Gesetz vom 27.10.2009
(2) In der Flache zwischen der Straenbegrenzungslinie und der Gebaudewve s Y und g L
sind je Wohneinheit jeweils nur ein Einzelcarport und ein Stellplatz zulissig (BBadSchV) (LBaud)
- . B} . . y . Vom 12.07.1999 (BGEL| 1968 5. 1554), VO 24.11.1998 (GVEL S. 365, BS 213-
(3} Im seitlichen Bauwich von Reihenendhiusem, Doppelhdusern und Einzelhdusem dent Qurch ArS. 16 s Gesetzes vom 31.07.2009 ZUITt geanoen qurch § 47 aes Geielzujv:m 09.032011
sind Stellplatze, Carports und Garagen einschlieflich deren Zufahrien zulassig. {BGBLI 5. 2585) (GVBI. 5.47)
(4) Offene Stellpkitze sowie Zufahrten zu Stellpltzen und FuBwege sind mit einem %i“;fj:;‘;‘“‘"mmu :-L‘w"gj“““’ﬂ’“‘z
versickerungsfahigen Belag herzustellen vom 23,07 2009 {BGBI1 5_2542) vom 22,01 2004 (GVBL 2004 5_54),
) B . andert durch Ar. 2 des Geselz: 08122011 Je(z! gednderl durch A2 des Gesetzes vom 23112011
(5) Bei den ausgewiesenen privaten Verkehrsflachen ist je vier Stellplatze ein BGaL i’i LS; o seetzeevom ,’;w. g“m, - = e
grokroniger Laubbaum in einer Baumscheibe oder Pflanzflache von mindestens Bundesimmissionsschutzgesetz Landesbodenschutzgesetz
2:x2 Metem so zu pflanzen, dass er in die Stellplatziiache hineinwirkt, (BlmSenG) |LBndachG]
/om 25.09.2002 (BGEL. | 5. 3830).
. . ir Mii ngeM Qurch Ar. 3 des Gesaizes vom 08.11.2011
3. Einfriedungen, Abgrenzungen, Abstellplatze fiir Miilltonnen und deren {BGALIS 2178) {Gval. . 250

Gestaltung, Nebengebiude
(588 Abs. 1 Nr_3 LBauO V. § 88 Abs. 1 Nr. 7 LBau®)

(1) Bei Reihenhausanlagen sind Abstellplatze fur Mulltonnen und Wertstoffe im
Zugangsbereich des Hauptgebaudes baulich zu integrieren und vor unmittelbarer
Einsicht zu schiitzen

(2) In der Flache zwischen der Strakenbegrenzungslinie und der Gebaudevorderseite
(Vorgarten) sind Einfnedungen unzulassig.

(3) Sonstige Einfriedungen von Grundstilcksgrenzen zu Sffentlichen Verkehrsfldchen
sind bis zu einer Hohe von max. 1,80 m zulassig und mit Wirkung zum offentlichen
Raum hin einzugrinen.

Baugesetzbuch
(BauGB)

vom 23.09.2004 (SGBL1 5. 2414],

s gt duch Ar | s Gosezes am 2207 201 Landesnatursohutzpesetz
Gesetz tiber die sglit
(UVPG)
NEugerasst quren BeKanIm3chUng vom 24022010
(BGaL1 5. 34)

Zuletzt rﬂﬂm durch ArL. 3 des Gesetzes vom 06.10.2011
(BGBLI 5. 1986)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
G)

)
disse Anderungen aufgehoben
aurch Ar 1mcxsnpsvm|2.3 112011
(GVBL 5 402)

(LNatSens)
£.02.2005 (GVEL 5. 387)

vom 31.07.2003 (BGBL| 5. 2585)
zuletzt gesndert durch Art. 2 des Geseizes vom 22.12.2011
(BGBL1 5. 3042}
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